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Vorwort 

Rassismus ist in der Schweiz ein ernstes Problem. Das sagen gemäss Bundesamt für Statistik zwei 

von drei Personen. In der repräsentativen Umfrage berichtet zudem jede fünfte Person von eigenen 

Diskriminierungserfahrungen. Hier sind Zivilgesellschaft und Politik gefordert. Denn nach wie vor wer-

den Rassismus und Diskriminierung verharmlost und an gesellschaftlichen Rändern verortet. Damit 

rassistische Vorkommnisse sichtbar werden, muss Rassismus in der Mitte der Gesellschaft, also auch 

in der Stadtverwaltung, thematisiert werden, und seine Wirkungen müssen ausgesprochen werden. 

Das sind zentrale Aussagen dieses dritten städtischen Rassismusberichts. 

Grundlagen für eine sachliche Beschäftigung mit der Thematik liefert dabei nicht nur der vorliegende 

Bericht selbst. Eine Auseinandersetzung fand bereits während seiner Erarbeitung statt. Das zeigen 

die vielfältigen und fundierten Antworten auf die verwaltungsinterne Vernehmlassung. Sie zeugen da-

von, dass die Auseinandersetzung mit Rassismus innerhalb der Stadtverwaltung seit dem ersten Ras-

sismusbericht 2009 an Substanz gewonnen hat. Gestärkt wurde in den vergangenen Jahren auch 

die Sensibilität gegenüber der Thematik. Den Empfehlungen der beiden bisherigen Berichte folgten 

Aktivitäten und Massnahmen, und es finden regelmässige Treffen mit einschlägigen Organisationen 

aus der Zivilgesellschaft statt. Die Arbeit der vom Stadtrat eingesetzten interdepartementalen Arbeits-

gruppe hat wesentlich zu dieser Entwicklung beigetragen.  

Die Arbeitsgruppe erhielt in den vergangen Jahren inhaltliche und ideelle Unterstützung von Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern aus vielen Bereichen der Stadtverwaltung. Sie sorgen dafür, dass die in den 

Berichten geforderten Ansätze, Erkenntnisse und Empfehlungen in alltägliches Verwaltungshandeln 

übergehen und Zürich eine Stadt von hoher Lebensqualität für alle Zürcherinnen und Zürcher bleibt. 

Für diesen Einsatz gelten ihnen meine Anerkennung und mein Dank. 

 

Anna Schindler, Direktorin Stadtentwicklung 
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Einführung: Was leistet dieser Bericht? 

Vor zehn Jahren ist die Stadt Zürich der Europäi-

schen Städtekoalition gegen Rassismus (ECCAR) 

beigetreten. Mit dem Beitritt hat sich der Stadtrat 

zu einer regelmässigen Berichterstattung verpflich-

tet. Er hat dazu eine interdepartementale Arbeits-

gruppe eingesetzt. Dieser gehören aktuell folgende 

Personen an: Susann Birrer (SID), Claudia Farley 

(GUD), Claudia Kaufmann (Ombudsfrau), Christof 

Meier (PRD, Leitung), Selin Öndül Talegon (SSD) und Sandra Scheu (SD). Die Erarbeitung des Berichts 

erfolgte unter der Projektleitung von Michael Bischof (PRD). 

Der vorliegende dritte städtische Rassismusbericht rückt einen Aspekt in den Vordergrund, der die 

Arbeitsgruppe in den vergangen zehn Jahren immer wieder beschäftigt hat. Nach wie vor wird ras-

sistische Diskriminierung vorwiegend als ein ideologisch untermauertes Verhalten verstanden. Das 

führt dazu, dass unbeabsichtigte Formen rassistischer Diskriminierung aus dem Fokus geraten und 

damit jene Formen, die Menschen im Alltag am häufigsten treffen. Ein auf Handlungsabsichten einge-

schränktes Verständnis rassistischer Diskriminierung ist für die Rassismusbekämpfung innerhalb der 

Verwaltung wenig fruchtbar. Es verhindert einen kritischen Blick auf die Wirkungen des Verwaltungs-

handelns und dessen strukturelle Rahmenbedingungen. Damit trägt es dazu bei, dass institutionelle 

Fragen und die damit einhergehende Verantwortung städtischer Stellen in den Hintergrund rücken. 

Was versteht die Arbeitsgruppe unter Rassismus 

Diskussionen über Rassismus werden in der hiesigen Öffentlichkeit häufig im Zusammenhang mit der 

Rassismusstrafnorm geführt. Das Strafrecht erfasst allerdings nur wenige, ausgewählte Handlungen 

und hat vorwiegend deren Sanktion zum Ziel. Die völker- und verfassungsrechtlichen Verpflichtungen 

gehen über dieses strafrechtliche Verständnis hinaus. Sie verlangen etwa, dass Behörden Gesetze 

und Vorschriften auf diskriminierende Wirkungen hin untersuchen, rassistische Diskriminierung aktiv 

bekämpfen und Menschen durch rechtliche, politische und administrative Massnahmen vor Diskrimi-

nierung schützen. 

Umfassender ist ein sozialwissenschaftliches Verständnis. Demnach ist Rassismus ein Aspekt der 

sozialen Realität, der sich oft mit anderen Benachteiligungsaspekten wie etwa Geschlecht oder sozi-

aler Schicht überschneidet. Das führt zu spezifischen Formen von Diskriminierung (Mehrfachdiskrimi-

nierung). Ein sozialwissenschaftliches Verständnis von Rassismus hat zum Vorteil, dass es individuelle 

Alltagserfahrungen auf subjektiver Ebene – etwa voreingenommene Fragen bei einem Bewerbungs-

gespräch – ebenso umfasst wie objektiv feststellbare Diskriminierungen auf institutioneller oder struk-

tureller Ebene – etwa statistisch nachweisbare Benachteiligungen auf dem Lehrstellenmarkt. Nach 

einem solchen Verständnis lässt sich jede Institution und Praxis auf Rassismus hin betrachten. Im 

«Das Erkennen diskriminierenden Verhaltens und 

dessen Ursachen sowie gezielte Massnahmen ge-

gen Rassendiskriminierung sind wichtig. Die Stadt 

Zürich ist hier in mehrfacher Hinsicht gefordert. Denn 

die Gründe für Ungleichbehandlungen können indivi-

dueller und struktureller Art sein.» 

Erster städtischer Rassismusbericht 2009, S. 6 
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Fokus sind dabei Strukturen und Abläufe, deren Wirkungen und damit verbundene individuelle Erfah-

rungen. Das kann bisweilen zu Unverständnis und Zurückweisung führen. Insbesondere dann, wenn 

diese Betrachtungsweise einem engen – strafrechtlichen – Verständnis entgegensteht. 

Der Arbeitsgruppe als Verfasserin des vorliegenden Be-

richts ist dieses Spannungsfeld bewusst. Ebenso ist ihr 

bewusst, dass das Verständnis von Rassismus Gegen-

stand ständiger gesellschaftlicher und wissenschaftli-

cher Auseinandersetzungen ist.1 Diese sind nötig, da 

sich Art und Weise rassistischer Ausgrenzungen – wie 

andere gesellschaftliche Phänomene – beständig ver-

ändern. Für die Rassismusbekämpfung ist eine ab-

schliessende Begriffsdefinition entsprechend wenig 

fruchtbar. Im Zentrum muss vielmehr ein Verständnis 

von alltäglichen und erlebten Ausgrenzungsformen stehen und damit von denjenigen Diskriminie-

rungsaspekten, auf die Organisationen der Zivilgesellschaft immer wieder hinweisen. Der Arbeits-

gruppe ist es ein Anliegen, in der Stadtverwaltung Sensibilität für ein solches Rassismusverständnis 

zu schaffen. Dessen Gewinn besteht insbesondere darin, dass damit subtile, aus subjektiver Perspek-

tive relevante Formen von Rassismus in den Blick geraten. Entsprechend ist von Verwaltungsstellen 

Aufmerksamkeit gegenüber diskriminierenden Wirkungen im eigenen Aufgabenbereich gefordert. Das 

setzt die Erkenntnis voraus, dass sich Rassismus nicht allein auf offensichtliche Formen oder bewusst 

diskriminierendes Verhalten reduzieren lässt. Folge dieses wirkungsorientierten Verständnisses von 

Rassismus ist, dass scheinbar «unverdächtige» Dinge in den Fokus geraten.2 

Berichte verändern von sich aus wenig. Sie sind in der Rassismusbekämpfung dennoch wichtige 

Instrumente. Sie sorgen für Sichtbarkeit, regen zu einer Auseinandersetzung an, liefern Denkanstösse 

und schaffen fachliche Grundlagen. Die Berichterstattung ermöglicht zudem eine Verortung und Be-

leuchtung bestehender Aktivitäten aus einer gesamtstädtischen Perspektive. Gefordert sind letzten 

Endes jedoch die einzelnen städtischen Stellen und deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Dieser 

Bericht liefert ihnen Grundlagen, an welchem Grundverständnis sie sich in der Rassismusbekämpfung 

orientieren sollen. Von Bedeutung ist überdies der Erarbeitungsprozess selbst. Er bietet Anlass zu 

einer vertieften Auseinandersetzung sowohl innerhalb der Verwaltung wie im Kontakt mit Organisati-

onen aus der Zivilgesellschaft. Denn Diskriminierungsbekämpfung erfordert ein Zusammenwirken von 

staatlicher Verantwortung und zivilgesellschaftlicher Initiative. 

Der nachfolgende Bericht widmet sich zwei zentralen Punkten. 

 Zum einen plädiert er für ein weites Verständnis von Rassismus, das über Vorurteile hin-

ausgeht (Kapitel 1) und zeigt anhand eines Praxiseinblicks in die Offene Jugendarbeit, was 

dies in deren Arbeit bedeutet (Kapitel 2). 

 Zum anderen betont er die institutionelle Verantwortung städtischer Stellen in der Rassis-

musbekämpfung. Er tut dies exemplarisch anhand ausgewählter Organisationseinheiten 

aus dem Gesundheits- und Umweltdepartement (GUD) und leitet daraus allgemein gültige 

Empfehlungen für städtische Stellen auch ausserhalb des GUD ab (Kapitel 3). 

Wie seine beiden Vorgänger 2009 und 2013 stellt er damit Verwaltungshandeln ins Zentrum. Zwangs-

läufig bleiben damit andere wichtige Themen wie etwa der Einfluss öffentlicher Debatten unbehandelt. 

Ein Verständnis von Rassismus welches 

über das Strafrecht hinausgeht hat zum Vor-

teil, dass es individuelle Alltagserfahrungen 

(z.B. voreingenommene Fragen bei einem 

Bewerbungsgespräch) und damit die sub-

jektive Ebene ebenso umfasst, wie objektiv 

feststellbare Diskriminierungen auf institutio-

neller oder struktureller Ebene (etwa statis-

tisch nachweisbare Benachteiligungen auf 

dem Lehrstellenmarkt). 
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Dank 

Verwaltungsstellen und Organisationen aus der Zivilgesellschaft lieferten der Arbeitsgruppe bei der 

Erarbeitung dieses Berichts wichtige Anstösse und Inhalte. Mitarbeitende der Offenen Jugendarbeit 

(OJA) und aus ausgewählten Bereichen des GUD gaben in den geführten Einzelgesprächen bereitwil-

lig Auskunft. Adamo Antoniadis, Barbara Thurnher, Danijela Erden und Erika Sommer (alle PRD) lek-

torierten einzelne Kapitel des Berichts. In der verwaltungsinternen Vernehmlassung gaben Verwal-

tungsstellen und der Ausländerinnen- und Ausländerbeirat (ABR) fundierte und anerkennende Rück-

meldungen. Die Arbeitsgruppe bedankt sich bei den Beteiligten für ihr engagiertes und konstruktives 

Mitwirken. 
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Das Wichtigste in Kürze 

Staatliche Organe sind zu einem wirksamen Diskriminie-

rungsschutz verpflichtet. Dazu gehört nicht nur das direkte 

Verbot staatlicher Diskriminierung. Gefordert sind ebenso die 

Bekämpfung bestehender Diskriminierung, die Schaffung von 

Schutzmechanismen sowie generell das Bestärken einer dis-

kriminierungsfreien Gesellschaft. Seit dem Beitritt der Stadt 

Zürich zur Europäischen Städtekoalition gegen Rassismus vor zehn Jahren haben sich die Rahmen-

bedingungen dieser Arbeit verändert. Die Bekämpfung rassistischer Diskriminierung ist mittlerweile 

Bestandteil kantonaler Integrationsprogramme (KIP). In vielen Kantonen bestehen inzwischen Bera-

tungsstrukturen und auf Bundesebene wurden Monitoringinstrumente entwickelt. Dennoch: Die Be-

kämpfung von Rassismus ist kein Tätigkeitsgebiet mit einer gleichförmigen und fortschreitenden Ent-

wicklung. Sie ist in verschiedenen Tätigkeitsfeldern auf unterschiedlichem Stand und immer wieder 

durch Rückschläge geprägt. Nicht zu vergessen sind die zahlreichen Initiativen aus der Zivilgesell-

schaft.  

Rassistische Diskriminierung von der Wirkung her verstehen 

Trotz besserer Verankerung der Diskriminierungsbekämpfung ist es weiterhin schwierig, ausdrücklich 

über Rassismus zu sprechen. Rassismus wird nach wie vor an gesellschaftlichen Rändern, nicht aber 

in der Mitte der Gesellschaft oder in den eigenen Institutionen verortet. Dem stehen vielfältige Diskri-

minierungserfahrungen entgegen, wie etwa die 2016 publizierten Ergebnissen der vom Bundesamt 

für Statistik im Rahmen der neuen Volkszählung durchgeführten nationalen Erhebung zur Sprache, 

Religion und Kultur (ESRK 2014) zeigen. Demnach geben rund acht Prozent der Zürcherinnen und 

Zürcher an, sie hätten aufgrund rassistischer Diskriminierung ein eher grosses oder sehr grosses Hin-

dernis erlebt. 

Eine weitere Schwierigkeit in der Anti-Diskriminie-

rungsarbeit ist, dass Rassismus häufig als Folge von 

Vorurteilen aufgefasst wird. Nach internationalen Stan-

dards zeichnet sich rassistische Diskriminierung hinge-

gen im Wesentlichen durch ihre diskriminierende Wir-

kung aus. Ein einzig auf Vorurteile gestütztes Ver-

ständnis von Rassismus ist problematisch. Es verhin-

dert das Aufdecken diskriminierender Wirkungen 

scheinbar neutraler Routinen, Standards und Richtlinien behördlichen Handelns (institutionelle Diskri-

minierung). Es blendet zudem Diskriminierungserfahrungen und die historische Bezüge des Rassis-

mus vollständig aus. Diskriminierende Wirkungen ernst nehmen, beinhaltet aufrichtiges Anerkennen 

von Diskriminierungserfahrungen. Gefordert ist ferner ein geschärfter Blick auf die eigene institutionelle 

Praxis. Beides ist in der Stadtverwaltung nicht überall vorhanden. Trotz feststellbarer hoher Sensibilität 

Jede zwölfte Person in Zürich gibt an, 

aufgrund rassistischer Diskriminierung 

ein eher grosses oder sehr grosses Hin-

dernis erlebt zu haben. 

Ein allein auf rassistische Motive gestütztes 

Verständnis von Rassismus lässt Diskriminie-

rungserfahrungen unbeachtet. Es blendet Er-

fahrungen und Lebensrealitäten von gesell-

schaftlichen Minderheiten wie Wirkungsweisen 

von Diskriminierung vollständig aus. 
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gegenüber Vorurteilen: Rassismus wird nach wie vor häufig als Einzelfallproblematik verstanden. Des-

halb richtet der vorliegende Bericht den Fokus auf institutionellen Rassismus und die damit einherge-

hende institutionelle Verantwortung. 

Nichtbetroffenheit als Selbstbild  

Nicht mit Rassismus konfrontiert zu sein, ist ein institutionell verankertes Selbstbild, das in vielen Be-

reichen der Stadtverwaltung verbreitet ist. Es findet sich 

teils auch in Institutionen des Gesundheits- und Umwelt-

departements (GUD), das exemplarisch im Zentrum des 

vorliegenden Berichts steht. Von den für diesen Bericht 

befragten städtischen Stellen zeigen insbesondere dieje-

nigen eine hohe Wachsamkeit gegenüber Diskriminierung, die mit Menschen in Kontakt stehen, die 

von mehrfachen Ausgrenzungen betroffen sind. Diese Stellen sehen Rassismus als ein eher grosses 

Problem. Ein Einblick in die Tätigkeit der Pflege- und Alterszentren zeigt ferner, dass dort teils hohe 

Kompetenz im Umgang mit rassistischer Diskriminierung vorhanden ist.  

Die geführten Gespräche deuten darauf hin, dass als mangelhaft eingeschätzte Deutschkenntnisse 

zunehmend ein Hindernisfaktor bei der Beförderung fachlich qualifizierter Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter sind. Beispielhaft bieten die Stadtzürcher Alters- und Pflegezentren seit Jahren anerkannte be-

triebliche Deutschkurse für Mitarbeitende an. Angesichts der personalpolitischen Grundsätze der 

Chancengleichheit sieht die Arbeitsgruppe hier über das GUD hinaus Klärungsbedarf. Insbesondere 

ist zu verhindern, dass Sprache eine – nicht auf die eigentlichen Anforderungen der jeweiligen Funktion 

bezogene – Ausschlussfunktion beim Zugang zu Leitungsfunktionen hat. Im Einzelfall muss immer 

kritisch geprüft werden, ob die geforderten Deutschkenntnisse tatsächlich dem Anforderungsprofil 

entsprechen oder ob sich dahinter eine sachfremde und einseitige Anpassungsforderung an fremd-

sprachige Mitarbeitende verbirgt. Hier ist Sensibilität gefordert, da ¼ der Personen, die in der Schweiz 

Diskriminierungen erleben, angeben, der Diskriminierungsgrund liege in ihrer Sprache, ihrem Dialekt 

oder Akzent.  

Mehrfache Benachteiligungen und Spezialisierung im Spannungsfeld 

Eine besonders vulnerable Gruppe in der Gesundheitsversorung sind Menschen, die von mehrfachen 

Problemlagen betroffen sind. Die zunehmende Spezialisierung bringt die Gefahr mit sich, dass keine 

der involvierten Stellen für die gesamte Gesundheitsversorgung einer mehrfach-betroffenen Person 

zuständig ist. Die jeweiligen Angebote und Hilfestellungen 

fokussieren vielmehr ihren spezifischen Fachbereich. Die 

zunehmende Fachspezialisierung steht hier in einem 

Spannungsfeld mit der Lebenslage von Menschen mit einem 

komplexen Unterstützungsbedarf. Diese erleben die 

Spezialisierung als eine Verantwortungsdiffusion gegenüber 

ihren Anliegen und oft als Ausgrenzung. Zunehmende 

Spezialisierung hat zudem Folgen für städtische Mitarbeitende. Gerade ältere Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter mit geringem oder keinem formalen Bildungsabschluss (viele davon Migrantinnen und 

Migranten) sind von den Auswirkungen der zunehmenden Schriftlichkeit und Digitalisierung mehrfach 

betroffen.  

  

Nicht mit Rassismus konfrontiert zu sein, ist 

ein in vielen Bereichen der Stadtverwaltung 

verankertes Selbstbild. 

Zunehmende Spezialisierung führt 

zu einer Verantwortungsdiffusion 

gegenüber den Anliegen von Men-

schen, die von mehrfachen Benach-

teiligungen betroffen sind. 
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Lernen von der Offenen Jugendarbeit (OJA) 

Ergiebige Erkenntnisse für die Stadtverwaltung liefert ein Praxis-

einblick in die Offene Jugendarbeit (OJA). Das Beispiel der OJA 

zeigt: Eine Institution kann Diskriminierung auf die eigene Arbeit 

bezogen zum Thema machen. Es zeigt, dass Antidiskriminie-

rungsarbeit genaues Hinschauen voraussetzt und die in diesem 

Bericht geforderte Sensibilität dabei erst der Anfang ist. Das Erkennen und Anerkennen von Diskrimi-

nierungserfahrungen allein genügt nicht. Es braucht weitere Schritte. Das führt bisweilen zu einem 

scheinbaren Dilemma. Wer rassistische Ausgrenzungsmechanismen in den Fokus nimmt, scheint ge-

nau jene Unterschiede ins Zentrum zu stellen, die Anknüpfungspunkte rassistischer Ausgrenzungen 

sind. Antidiskriminierungsarbeit erfordert entsprechend einen bewussten Umgang mit dem Span-

nungsfeld von Gleichheit und Differenz. Und sie erfordert Wachsamkeit gegenüber der Gefahr, ras-

sistische Unterscheidungsmerkmale in der eigenen Antidiskriminierungsarbeit festzuschreiben. 

Ohne Rassismus und rassistische Differenzen beim Namen zu nennen, bleibt Antidiskriminierungsar-

beit allerdings diffus. Paradigmatisch zum Stand der hiesigen Diskussionen zu Rassismus ist die Aus-

sage eines Jugendarbeiters, wonach Jugendliche anti-schwarzen Rassismus teils anhand von Videos 

aus den USA thematisieren würden. Die Gründe hierfür sind vielschichtig. Zum einen mangelt es in 

der hiesigen Öffentlichkeit an einer etablierten Debatte, auf die Jugendliche ihre Erfahrungen beziehen 

können. Zum Anderen schützt der Rückgriff auf die Verhältnisse in den USA – die ja auch von den 

Schweizer Medien aufgegriffen werden – davor, dass die damit in Bezug gesetzten eigenen 

Diskriminierungserfahrungen in Frage gestellt werden. Nicht zuletzt eine Rolle spielen Schamgefühle, 

die vorherrschende Tabuisierung von Rassismus sowie die berechtigte Angst, sich selbst zu 

exponieren. 

Wie Erfahrungen aus der Jugendarbeit und den 

Pflegezentren zeigen, müssen weder Rassismus noch 

rassistische Diskriminierung abstrakt thematisiert 

werden. Es gibt im Alltag genug situative Gelegenheiten, 

um Rassismus konkret und auf die eigenen 

Betriebsrealitäten bezogen anzusprechen. Vorausgesetzt ist jedoch ein entsprechendes Bewusstsein 

bei den Verantwortlichen, damit den 2012 in die städtische Persohnalverordnung aufgenommenen 

Anti-Diskriminierungs-Grundsätzen auf gesamtstädtischer Ebene konkrete personalpolitische 

Massnahmen im Bereich Anti-Rassismus erwachsen. 

Das Beispiel der Offenen Jugendarbeit (OJA) 

zeigt: Wer genau hinschaut, entdeckt auch in 

seinem Arbeitsumfeld Rassismus. 

Es gibt im Alltag genügend viele si-

tuative Gelegenheiten, um Rassis-

mus konkret anzusprechen. 
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1 Zwischenbilanz: Wo steht Zürich nach zehn Jahren?  

1.1 Schutz vor rassistischer Diskriminierung auf der Ebene Stadt 

Staatliche Organe sind zu einem wirksamen Diskriminierungsschutz verpflichtet. Der in völkerrechtli-

chen Verträgen und in der Bundesverfassung garan-

tierte Diskriminierungsschutz geht über ein reines 

Verbot staatlicher Diskriminierung (Unterlassungs-

pflichten) hinaus. Er verpflichtet staatliche Organe zur 

aktiven Beseitigung bestehender Diskriminierungen 

(Schutzpflichten). Gefordert sind zudem das aktive 

und vorausschauende Verhindern möglicher Diskrimi-

nierungen und die Stärkung einer diskriminierungs-

freien Gesellschaft. Staatliche Organe müssen weiter 

für unabhängige Beschwerde- und Klagemöglichkei-

ten sorgen (Gewährleistungspflichten). 

Als Orte der Verwirklichung von Menschenrechten haben Städte eine besondere Bedeutung.3 Migra-

tionsbedingte Diversität ist in vielen Städten Normalität. Im «weltweiten Wettbewerb um Talente» be-

zeichnen sich Städte gerne als «weltoffen» und «tolerant». Sie sehen gesellschaftliche, sprachliche 

und kulturelle Vielfalt als einen wesentlichen Ausgangspunkt für ihre Entwicklung. Die geschilderte 

Vielfalt und Offenheit schliesst rassistische Ausgrenzungen allerdings nicht aus. Rassismus macht vor 

städtischen Gesellschaften nicht Halt. 

Regelmässige Berichterstattung und Veranstaltungen 

Die UNESCO hat deshalb 2004 ein internationales Netzwerk von Städten geschaffen, die sich gegen 

Rassismus, Diskriminierung und Fremdenfeindlichkeit einsetzen. Auf Empfehlung des Ausländerin-

nen- und Ausländerbeirats (ABR) ist die Stadt Zürich im Jahr 2007 dieser Europäischen Städtekoali-

tion gegen Rassismus (ECCAR) beigetreten. Das ECCAR-Netzwerk zählt mittlerweile rund 90 Mitglie-

derstädte aus ganz Europa. Aus der Schweiz wirken neben Zürich die Städte Winterthur, Genf, 

Lausanne, Bern, Luzern, Basel und St. Gallen mit. Innerhalb des Netzwerks wurde in den vergange-

nen Jahren «gute Praxis» entwickelt. Vertretungen der Mitglieder aus dem deutschsprachigen Raum 

treffen sich regelmässig zu einem Fachaustausch. Durch den ECCAR-Beitritt hat sich die Stadt zur 

Umsetzung eines Aktionsplans und einer regelmässigen Berichterstattung verpflichtet. Mit der Koor-

dination der Aktivitäten und der Berichterstattung hat der Stadtrat eine interdepartementale Arbeits-

gruppe beauftragt. In bisher zwei Berichten legte die Arbeitsgruppe den Fokus auf «Koordination und 

Zusammenarbeit» (2009) und «gute Praxis» (2013). Neben einer allgemeinen Situationseinschätzung 

griff die Arbeitsgruppe dabei einzelne Themenfelder auf, formulierte Empfehlungen und berichtete 

über deren Umsetzung. Die Arbeitsgruppe tauscht sich regelmässig mit Organisationen der Zivilge-

sellschaft aus, befragt Stellen innerhalb der Stadtverwaltung und trifft sich mit Vertretungen einzelner 

Verwaltungseinheiten. 

«Die Stadt ist Raum der Begegnung und vor al-

lem Raum für persönliche Entfaltung. Hier wer-

den gleichzeitig aber auch Widersprüche und 

Gegensätze und somit Gefahren sichtbar: Im 

städtischen Raum mit seiner Anonymität treten 

alle Formen von Diskriminierung auf, die in Ar-

beitslosigkeit, Armut und fehlender Wertschät-

zung für kulturelle Unterschiede wurzeln, wäh-

rend gleichzeitig zivile und soziale Praktiken der 

Solidarität entstehen.» 

Europäische Charta für den Schutz der Menschenrechte in 

der Stadt (Präambel) 
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Die Stadt Zürich hat seit der Publikation des letzten Berichts sowohl 

verwaltungsinterne wie auch öffentliche Veranstaltungen zu Rassismus 

durchgeführt. Auf grosses Interesse stiess die Reihe «Rassismus in der 

Mitte der Gesellschaft» (Winter 2016/2017), welche die Integrationsför-

derung der Stadt Zürich gemeinsam mit der Gesellschaft Minderheiten 

in der Schweiz (GMS), der GRA Stiftung gegen Rassismus und Antise-

mitismus, der Paulus Akademie (PAZ) und dem Zentrum Geschichte 

des Wissens UNIZH/ETHZ (ZGW) koordinierte. Einzelne Veranstaltun-

gen der Reihe widmeten sich etwa Distanzierungsmustern im Umgang 

mit Rassismus, der Geschichte des Rassismus in der Schweiz, der Be-

deutung von Alltagsrassismus und Diskriminierungserfahrungen von Lehrpersonen. Für Interessierte 

besteht eine ausführliche Dokumentation zu den einzelnen Veranstaltungen.4 Gut besucht waren fer-

ner der gemeinsam mit der Fachstelle für Gleichstellung durchgeführte Anlass zu Mehrfachdiskrimi-

nierung sowie verschiedene verwaltungsinterne Sensibilisierungsveranstaltungen. Zahlreiche Veran-

staltungen in der Stadt Zürich gehen allerdings auf zivilgesellschaftliche Initiativen zurück. Neben vielen 

anderen sind dies etwa das rassismuskritische Humorfestival, Aktivitäten der Gruppe bla*sh oder der 

Allianz gegen Racial Profiling. 

Fortschritte und Rückschläge in der Rassismusbekämpfung 

In den vergangenen zehn Jahren haben sich die Rahmenbedingungen der Anti-Rassismus-Arbeit in 

der Schweiz verändert. Seit 2014 ist die Stärkung des Diskriminierungsschutzes Bestandteil der vom 

Bund geförderten kantonalen Integrationsprogramme (KIP). In der Folge haben Kantone und Städte 

Massnahmen gegen rassistische Diskriminierung ergriffen. Es wurden Beratungsstrukturen aufgebaut 

und Schritte zu einer besseren Verankerung des Diskriminierungsschutzes innerhalb der Verwaltung 

unternommen. An zahlreichen Orten in der Schweiz koordinieren die lokalen Integrationsfachstellen 

mittlerweile thematische Veranstaltungen oder «Wochen gegen Rassismus».5 In der Stadt Zürich 

konnte mit den KIP-Fördergeldern das Beratungsangebot gesichert und Aktivitäten wie die oben ge-

schilderten Veranstaltungen lanciert werden. Diese Entwicklungen sind aus Sicht der Stadt Zürich 

positiv. Sie bestätigen, dass die im ersten und zweiten städtischen Rassismusbericht gemachten 

Feststellungen und Empfehlungen nicht alleine stehen, sondern in Entwicklungen auf nationaler und 

internationaler Ebene eingebettet sind. Zu erwähnen sind beispielsweise die Forderungen nach einem 

besseren Rechtsschutz im Privatrecht, einer verbesserten Koordination von Anlaufstellen und die Ver-

hinderung diskriminierender Polizeikontrollen. 

Internationale Beobachtungsgremien berichten regelmässig über die Einhaltung der menschenrecht-

lichen Verpflichtungen im Bereich des Diskriminierungsschutzes. So begrüsst die Europäische Kom-

mission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) in ihrem fünften Länderbericht vom 16. September 

2014 über die Schweiz die hiesigen Fortschritte in der Rassismusbekämpfung. Die vom Europarat 

eingesetzte Kommission sieht in einzelnen Bereichen allerdings nach wie vor Handlungsbedarf. Wie-

derholt bemängelt die ECRI das Fehlen einer umfassenden und effektiven Gesetzgebung gegen Ras-

sismus. Anlass zur Sorge liefern der ECRI unter anderem die anhaltenden negativen Trends im politi-

schen Diskurs.6 

Die Bekämpfung von Rassismus ist kein Tätigkeitsgebiet mit einer gleichförmigen und fortschreiten-

den Entwicklung. Sie ist vielmehr in verschiedenen Tätigkeitsfeldern auf unterschiedlichem Stand und 

immer wieder durch Rückschläge geprägt. Das veranschaulicht die bundesrätliche Antwort auf das 

Postulat Naef (12.3543 vom 14. Juni 2012). Das Postulat verlangte vom Bundesrat eine systemati-

Link zur Dokumentation 

https://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/integrationsfoerderung/integrationsthemen/diskriminierungsbekaempfung/rassismus-in-der-mitte-der-gesellschaft.html
https://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/integrationsfoerderung/integrationsthemen/diskriminierungsbekaempfung/rassismus-in-der-mitte-der-gesellschaft.html
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sche Darlegung und Wirksamkeitsprüfung der bestehenden gesetzlichen Regelungen im Diskriminie-

rungsschutz. In der Folge wurden im Auftrag der Bundesverwaltung elf sozialwissenschaftliche und 

juristische Teilstudien erarbeitet.7 Erstmals wurden umfassende Grundlagen zur Frage des Zuganges 

zu rechtlichen Schutzmitteln in der Schweiz erarbeitet. Bei der Prüfung der wissenschaftlich erarbeite-

ten Empfehlungen verzichtete der Bundesrat allerdings 

grösstenteils darauf, diese weiter zu verfolgen. Dennoch: 

Der Bundesrat teilt die bereits im ersten städtischen Ras-

sismusbericht 2009 gemachte Feststellung, wonach der 

Diskriminierungsschutz insbesondere im Privatrecht man-

gelhaft ist und Menschen, die Diskriminierung erfahren, er-

schwerten Zugang zu Rechtsmitteln haben.8 

Rassistische Diskriminierung: Nach wie vor ein Randthema 

Die bessere Verankerung des Diskriminierungsschutzes innerhalb der Verwaltung ist kein leichtes Un-

terfangen. Sie erfordert ein umsichtiges und schrittweises Vorgehen. Innerhalb der Stadtverwaltung 

wurde hierzu in den vergangen Jahren national wie international anerkanntes Erfahrungswissen auf-

gebaut.9 Vielen Empfehlungen des ersten Rassismusberichts der Stadt Zürich 2009 folgten konkrete 

Massnahmen. So wurde etwa die Zugänglichkeit zum Beratungsangebot verbessert. Die Stadtpolizei 

hat im Rahmen des Projekts «Polizeiarbeit in urbanen Spannungsfeldern» verschiedene Massnahmen 

zur Vermeidung diskriminierender Personenkontrollen geprüft. Darauf gestützt wurden in einer neuen 

Dienstanweisung einheitliche Kriterien und Standards für die Durchführung von Personenkontrollen 

definiert. Personenkontrollen werden künftig mit einer Web-Applikation statistisch erfasst. Weitere be-

schlossene Massnahmen betreffen die Ausbildung. Die Arbeitsgruppe hat in den vergangenen Jahren 

ferner ergiebige Gespräche mit Vertreterinnen und Vertretern aus der Verwaltung geführt. Sie stellt 

fest, dass die Sensibilität gegenüber rassistischer Diskriminierung in der Stadtverwaltung in den letz-

ten zehn Jahren gewachsen und eine sachliche Auseinandersetzung über Rassismus möglich ist. 

Dennoch – in der Stadtverwaltung Zürich ist es teils schwierig, explizit über Rassismus zu sprechen. 

Ein Grund dafür ist, dass Rassismus an gesellschaftlichen Rändern, nicht aber in der Mitte der Ge-

sellschaft verortet wird. Umso schwerer tun sich städtische Stellen, wenn sie mit Rassismus konfron-

tiert und auf Rassismus angesprochen werden. Das bestätigen etwa die Ergebnisse der im Vorfeld 

dieses Berichts durchgeführten Umfrage innerhalb der Stadtverwaltung (siehe Anhang). 

Konträr zur geschilderten Marginalisierung und 

Tabuisierung stehen Einschätzungen aus Fach-

kreisen und internationaler Menschenrechtsgre-

mien. Diese betonen regelmässig: Dort, wo Ras-

sismus lediglich als ein Randphänomen wahrge-

nommen wird, mangelt es vorwiegend an ent-

sprechender Sensibilität. So kommt die Internati-

onale Arbeitsorganisation (ILO) zum Schluss: «Paradoxerweise ist eine hohe und steigende Zahl von 

Diskriminierungsbeschwerden gewöhnlich ein Zeichen für Fortschritt: Sie signalisiert ein besseres Ver-

ständnis dessen, was Diskriminierung ist.»10 Oder wie es der Bildungsforscher Aladin El-Mafaalani 

sagt: «Je besser Integration gelingt, desto stärker wird über Diskriminierung diskutiert.»11 Vor dem 

Hintergrund des Geschilderten ist es positiv, dass sich die städtischen Behörden mit dem vorliegen-

den Bericht zum dritten Mal einer kritischen Selbstbeobachtung stellen. Allerdings darf es nicht allein 

beim Beobachten bleiben. Nimmt die Stadtverwaltung ihre Verantwortung wahr, müssen auf Fest-

stellungen und Erkenntnisse entsprechende Massnahmen folgen. 

«Paradoxerweise ist eine hohe und steigende Zahl 

von Diskriminierungsbeschwerden gewöhnlich ein 

Zeichen für Fortschritt: Sie signalisiert ein besseres 

Verständnis dessen, was Diskriminierung ist.» 

ILO 2007, Gleichheit bei der Arbeit, S. 12 

Die Bekämpfung von Rassismus ist kein 

Tätigkeitsgebiet mit einer gleichförmigen 

und fortschreitenden Entwicklung. Sie ist 

in verschiedenen Tätigkeitsfeldern auf un-

terschiedlichem Stand und immer wieder 

geprägt durch Rückschläge. 
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Mit der verbesserten Zugänglichkeit zu Beratungsangeboten hat die Zahl dokumentierter Diskriminie-

rungsfälle zugenommen. Sie bewegt sich jedoch weiterhin auf einem sehr tiefen Niveau. Registrierten 

2008 schweizweit fünf Anlaufstellen 87 Fälle rassistischer Diskriminierung, dokumentierten 2015 26 

Stellen 199 Fälle.12 Die Gründe für die tiefen Fallzahlen sind vielfältig. Sie liegen unter anderem darin, 

dass Rassismus nach wie vor ein tabuisiertes Thema ist und der rechtliche Schutz gegen rassistische 

Diskriminierung in der Schweiz sehr schwach ausgebaut ist. Die Resultate einer repräsentativen eu-

ropäischen Umfrage gelten wohl auch für die Schweiz: Demnach konsultiert die Mehrheit der Perso-

nen, die rassistische Diskriminierung erfahren, keine Beratungsstellen. Hauptgrund dafür ist die Über-

zeugung der Befragten, dass ihre Meldungen keine Wirkungen haben.13 Die tatsächliche Zahl von 

Diskriminierungsfällen übersteigt die vom Beratungsnetz für Rassismusopfer registrierten Fälle um ein 

Mehrfaches. Gemäss Bundesamt für Statistik gibt jede fünfte ausländische Person in der Schweiz an, 

in den letzten fünf Jahren rassistische Diskriminierung erlebt zu haben.14 In der nationalen Erhebung 

zur Sprache, Religion und Kultur (ESRK 2014), die Teil der neuen Volkszählung des Bundes ist, geben 

rund 8 % der Zürcherinnen und Zürcher an, aufgrund rassistischer Diskriminierung ein eher grosses 

oder sehr grosses Hindernis erlebt zu haben. Bei rund ¾ davon handelt es sich um ausländische 

Personen oder Doppelbürgerinnen und Doppelbürger.15 Ein markanter Anteil erlebt diese Hindernisse 

im Kontakt mit Behörden, Lehrpersonen und Gesundheitspersonal. Die Daten lassen keine Rück-

schlüsse zu, ob es sich dabei um städtische Einrichtungen handelt.  

1.2 Institutionelle Verantwortung im Fokus 

Rassismus ist kein punktuelles und klar eingrenzbares Problem an gesellschaftlichen Rändern. Das 

bestätigen Erkenntnisse aus der Rassismusforschung. Die Bildungsforscherin Astrid Messerschmidt 

brachte diesen Umstand in einem Referat im Herbst 2016 im Stadthaus Zürich auf den Punkt: Ob 

willentlich oder nicht, Menschen und Institutionen sind Teil von Geschichte und Gegenwart des Ras-

sismus. Sie reproduzieren, bestärken und verändern rassistische Ausgrenzungen durch ihr Tun und 

ihr Wirken.16 Entsprechend sind städtische Institutionen gefordert, ihr Handeln fortwährend auf aus-

grenzende Wirkungen hin zu überprüfen. Sie müssen sich über mögliche diskriminierende Wirkungen 

ihrer Handlungen bewusst sein. Nach internationalen Standards ist es dabei nicht von Bedeutung, ob 

rassistische Diskriminierung absichtlich oder ohne rassistische Absichten erfolgt. Ob eine Handlung 

diskriminierend ist, zeichnet sich im Wesentlichen 

durch ihre Wirkung aus. Diesem wirkungsorientier-

ten Verständnis folgend beschränkt sich Rassis-

musbekämpfung nicht auf den Kampf gegen vor-

herrschende Vorurteile. Die Arbeitsgruppe will in ih-

rer künftigen Arbeit diesen Aspekt verstärkt beto-

nen, der auch von Organisationen aus der Zivilge-

sellschaft immer wieder betont wird. 

Institutionen haben keine Vorurteile, dafür Routinen, Standards, Regelwerke und Verantwortung 

Institutionen wie die Stadtverwaltung haben keine Vorurteile. Sie haben dagegen eine Geschichte, 

eingespielte Abläufe, Standards, Regelwerke und gesetzliche Rahmenbedingungen. Diese können 

wie Vorurteile wirken. Selbst im Bereich des behördlichen Ermessenspielraums finden sich implizite 

und eingespielte Routinen und tradierte Vorgehensweisen. Führen solche Routinen zu rassistischen 

Diskriminierungen, handelt es sich um institutionellen Rassismus. In der Fachdiskussion stellt der 

Macpherson-Bericht einen Standard bei der Bearbeitung von institutionellem Rassismus innerhalb 

Nach internationalen Standards gilt: Ob eine Hand-

lung diskriminierend ist, zeichnet sich im Wesentli-

chen durch ihre Wirkung aus. Diesem wirkungsori-

entierten Verständnis folgend beschränkt sich Ras-

sismusbekämpfung nicht auf den Kampf gegen 

vorherrschende Vorurteile. 
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von Behörden dar. Der vom britischen Parlament 

veranlasste Bericht hat institutionellen Rassismus 

erstmals einer interessierten Öffentlichkeit bekannt 

gemacht. Dabei ist klar, dass institutionelle Aspekte 

in einer Wechselwirkung stehen mit individuellen 

Motiven, Präferenzen, Vorurteilen, Interessen sowie 

tradierten Wissensbeständen und Handlungsrouti-

nen der Mitarbeitenden. Die besondere Verantwor-

tung staatlicher Institutionen liegt darin, ihr Handeln 

auf diskriminierende Wirkungen hin zu überprüfen. 

Zu dieser institutionellen Verantwortung gehören die Etablierung einer professionellen Haltung und 

das Wahrnehmen individueller Verantwortung. Ein besonderes Augenmerk gilt insbesondere der An-

wendung des behördlichen Ermessenspielraumes. Hier wird oft auf einen unhinterfragten «gesunden 

Menschenverstand», das «Bauchgefühl» oder eine etablierte Erfahrungspraxis rekurriert. Zahlreiche 

Forschungsergebnisse belegen, dass unser «Alltagsverstand» durch unbewusste Vorurteile geprägt 

ist und das «Bauchgefühl» zu diskriminierenden 

Handlungen führen kann. Selbst dann, wenn wir be-

wusst davon ausgehen, nach einer Gleichbehand-

lungsmaxime zu handeln.17 Rassismusbekämpfung 

beinhaltet entsprechend das kritische Prüfen der Wir-

kungen des eigenen Verhaltens. Die Etablierung einer 

entsprechenden Betriebskultur ist im Wesentlichen 

Führungsaufgabe.  

Nach Einschätzung der interdepartementalen Arbeitsgruppe ist die Sensibilität gegenüber institutio-

nellem Rassismus innerhalb der Stadtverwaltung unterschiedlich ausgeprägt. Wie die bereits er-

wähnte Umfrage innerhalb der Verwaltung zeigt, stehen für städtische Stellen rassistisch motivierte 

Formen rassistischer Diskriminierung im Vordergrund. Rassistische Diskriminierung wird in der 

Stadtzürcher Verwaltung vorwiegend als Ausnahmeerscheinung und nicht als strukturelles oder insti-

tutionell verankertes Problem verstanden (siehe Anhang). Diese Einschätzung steht in einem Span-

nungsfeld zu den gegenüber der Arbeitsgruppe geäusserten Einschätzungen zivilgesellschaftlicher 

Organisationen und den Erfahrungen Betroffener, welche insbesondere die strukturellen und instituti-

onellen Aspekte betonen.18 Und sie steht im Widerspruch zum hier postulierten Verständnis rassisti-

scher Diskriminierung, das auf die diskriminierende Wirkung abstützt. 

Eingedenk der geschilderten Situation hat sich die Arbeitsgruppe entschieden, im vorliegenden Be-

richt den Fokus auf institutionellen Rassismus zu richten. Sie erachtet es als wichtig, künftig innerhalb 

der Stadtverwaltung entsprechendes Bewusstsein zu fördern. Denn institutioneller Rassismus – so 

eine Erkenntnis aus dem erwähnten Macpherson-Bericht – «überdauert aufgrund des Versagens der 

Organisation, seine Existenz und seine Ursachen offen und in angemessener Weise zur Kenntnis zu 

nehmen und durch Programme, vorbildliches Handeln und Führungsverhalten anzugehen.»19 Aspek-

ten dieser Formen des Rassismus widmet sich der folgende Bericht am Beispiel ausgewählter Tätig-

keitsbereiche aus dem Gesundheits- und Umweltdepartement (Kapitel 3). 

Die Forschung hat mittlerweile belegt, wie unser 

«Alltagsverstand» durch unbewusste Vorurteile 

geprägt ist und dass das «Bauchgefühl» zu diskri-

minierenden Handlungen führen kann. Selbst 

dann, wenn wir bewusst davon ausgehen, nach 

einer Gleichbehandlungsmaxime zu handeln. 

Der 1999 publizierte Macpherson-Bericht entstand 

aufgrund öffentlichen Drucks. Er analysiert das in-

stitutionelle und individuelle Verhalten der Metropo-

litan Police während den Ermittlungen zu der Er-

mordung des schwarzen Londoner Teenagers Ste-

phen Lawrence. Der Bericht setzt in vielerlei Hin-

sicht Standards in der Thematisierung und Be-

kämpfung von institutionellem Rassismus. Diese 

gelten auch für nicht-polizeiliche Behörden aus-

serhalb Grossbritanniens. 
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1.3 Rassismus ohne rassistische Absicht 

Die Erkenntnisse aus dem Macpherson-Bericht sind für einen weiteren Aspekt von hoher Relevanz. 

So kritisiert der Bericht das gängige Verständnis von Ras-

sismus als zu einseitig. Das vorherrschende auf rassisti-

sche Motive gestützte Verständnis ist deshalb problema-

tisch, weil es Diskriminierungserfahrungen unbeachtet 

lässt. Es blendet Erlebnisse und Lebensrealitäten von Mit-

gliedern gesellschaftlicher Minderheiten und Wirkungs-

weisen von Diskriminierung vollständig aus. 

Wirkungen ernst nehmen bedeutet, Diskriminierungserfahrungen ernst nehmen 

Die Kenntnis der Wirkungsweisen ist für das Verständnis von institutionellem Rassismus jedoch zent-

ral. Der Macpherson-Bericht kommt deshalb zum Schluss, dass eine effektive Rassismusbekämpfung 

voraussetzt, dass Behörden geäusserte Rassismuserfahrungen ernst nehmen. Es dürfe nicht einzig 

das Vorhandensein rassistischer Motive ausschlaggebend dafür sein, ob ein Vorfall rassistisch sei. 

Gegenüber Behörden geäusserte Diskriminierungserfahrungen und Diskriminierungsvorwürfe sollten 

nicht einfach zurückgewiesen werden, indem auf ein fehlendes rassisti-

sches Motiv verwiesen werde. Selbst der Hinweis auf Gleichbehandlung 

ist problematisch. Gleichbehandlung kann sehr wohl diskriminierend 

wirken, wenn sie die unterschiedliche Betroffenheit der verschiedenen 

Bevölkerungsgruppen ausblendet. 

Diskriminierung hat für Menschen, die Diskriminierung erfahren, schwerwiegende Folgen. Neben dem 

erschwerten oder ganz verwehrten Zugang zu Ressourcen wie Arbeit und Wohnung führt Diskrimi-

nierung in Kombination mit weiteren sozialen Risikofaktoren nachweislich zu gesundheitlichen Prob-

lemen.20 «Ohne das Verständnis, wie Diskriminierung erlebt wird, fehlt ein wichtiger Aspekt in der Anti-

Diskriminierungsarbeit. […] Die Sichtbarbarmachung der Betroffenenperspektive ist in der Anti-Diskri-

minierungsarbeit zentral und erhöht deren Glaubwürdigkeit. In der künftigen Arbeit der Stadt Zürich 

sollte diesem Aspekt mehr Gewicht beigemessen werden.»21 Diese Aussage aus dem letzten städti-

schen Rassismusbericht 2013 hat weiterhin Gültigkeit. Deshalb ist der Arbeitsgruppe neben der ver-

waltungsinternen Arbeit der Dialog mit Organisationen der Zivilgesellschaft wichtig. Die Bedeutung 

der Perspektive zivilgesellschaftlicher Akteure in der Bekämpfung rassistischer Diskriminierung ist auf 

internationaler Ebene anerkannt. Deshalb sieht der UN-Ausschuss gegen Rassismus (CERD) im Län-

derberichtsverfahren neben den staatlichen Berichten zivilgesellschaftlich erarbeitete Parallelberichte 

vor. 

Hindernisse beim Ansprechen rassistischer Diskriminierung  

Die Bedeutung der Betroffenenperspektive zeigt sich etwa im Bereich des Alltagsrassismus. Die Wir-

kung von Alltagsrassismus ist für Menschen ohne Diskriminierungserfahrungen oft nicht nachvollzieh-

bar. Entsprechend wird Alltagsrassismus häufig verharmlost. Menschen, die alltäglichen und subtilen 

Rassismus zur Sprache bringen, berichten, dass sie als «übersensibilisiert» oder «dünnhäutig» einge-

stuft werden. Oder dass ihre Diskriminierungserfahrungen 

mit dem Argument «es war nicht so gemeint» abgetan 

werden. Entsprechend hoch ist die Schwelle, Alltagsras-

sismus in konkreten Situationen anzusprechen. Städti-

sche Stellen müssen sich dieser Problematik und Dynamik 

bewusst sein, wenn sie mit Diskriminierungsvorwürfen 

Gleichbehandlung kann 

unterschiedlich wirken – 

auch diskriminierend. 

Ein allein auf rassistische Motive gestütztes 

Verständnis von Rassismus lässt Diskrimi-

nierungserfahrungen unbeachtet. Es blendet 

Erfahrungen und Lebensrealitäten von ge-

sellschaftlichen Minderheiten wie Wirkungs-

weisen von Diskriminierung vollständig aus. 

Menschen, die alltäglichen und subtilen 

Rassismus zur Sprache bringen, werden 

oft als «übersensibilisiert» oder «dünnhäu-

tig» eingestuft. Die Schwelle, Alltagsrassis-

mus anzusprechen ist entsprechend hoch.  
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konfrontiert werden oder Diskriminierungen zum Thema machen.22 Wie schwierig es ist, Rassismus 

explizit anzusprechen, erfährt selbst die für diesen Bericht verantwortliche Arbeitsgruppe. Immer wie-

der wird ihr gegenüber geäussert, doch besser auf den belasteten Begriff «Rassismus» zu verzichten. 

Die Gründe hierfür sind zweischneidig. Sie sind einerseits Ausdruck davon, dass Rassismus gesell-

schaftlich stark verpönt ist. Das ist durchaus positiv. Andererseits verhindert dieses Verpönen explizi-

tes Ansprechen von Rassismus. 

Die Arbeitsgruppe erachtet es als angebracht, Rassismus und rassistische Diskriminierung innerhalb 

von städtischen Stellen bewusst anzusprechen. Mit welcher Grundhaltung und unter welchen Vo-

raussetzungen und Rahmenbedingen sich dies bewerkstelligen lässt, ist Gegenstand des nachfol-

genden Praxiseinblicks in die Offene Jugendarbeit. (Kapitel 2). 

Resultate der verwaltungsinternen Vernehmlassung 

Wie seine beiden Vorgänger 2009 und 2013 unterlag dieser Bericht einer Vernehmlassung innerhalb 

der Verwaltung sowie beim Ausländerinnen- und Ausländerbeirat (ABR). Der Bericht wurde haupt-

sächlich positiv gewertet und es erfolgten konstruktive Rückmeldungen. Verwaltungsstellen, die sich 

seit längerem mit der Rassismusthematik auseinandersetzen, unterstützen das in diesem Bericht ver-

tretene Verständnis von Rassismus, welches über das auf spezifische Handlungen fokussierte straf-

rechtliche Verständnis hinausgeht. Ein Teil der Rückmeldungen begrüsst zudem das Betonen struk-

tureller Aspekte. Vereinzelt wurden die gemachten Aussagen als zu wenig empirisch untermauert kri-

tisiert und es wurden anschauliche Fallbeispiele gewünscht. Zu bedenken ist hier, dass auf spezifische 

Verwaltungsbereiche bezogene empirische Untersuchungen zu Rassismus nach wie vor rar sind. Fall-

beispiele schaffen zudem nicht immer Klarheit. Zum einen sind sie dem Vorwurf mangelnder Allge-

meinverbindlichkeit ausgesetzt und bestärken die Tendenz, Rassismus als Einzelfallproblematik auf-

zufassen. Repräsentative Befragungen zeigen, rassistische Diskriminierung kommt häufig vor und 

lässt sich nicht auf Einzelfälle reduzieren. Deshalb geht es gemäss der Eidgenössischen Fachstelle für 

Rassismusbekämpfung (FRB) «beim Einsatz gegen Rassismus zuallererst darum, anzuerkennen, dass 

es rassistische Diskriminierung gibt, und zwar auf struktureller, institutioneller wie individueller Ebene. 

Es gilt, die Verletzung, die Opfer derartiger Diskriminierungen erleiden, anzuerkennen.» 23 Für die Ar-

beitsgruppe bedeutet dies, das Schaffen von Rahmenbedingungen und einer Kultur, die das Anspre-

chen von Diskriminierung und Ausgrenzung ermöglicht. Betroffene sind zudem darin zu stärken, sich 

gegen erfahrene Diskriminierung zur Wehr zu setzen und sich durch geeignete Stellen entsprechend 

beraten zu lassen. 
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2 Praxiseinblick: Offene Jugendarbeit Zürich (OJA) 

Die Offene Jugendarbeit Zürich (OJA) betreibt im Rahmen eines städtischen Leistungsvertrages neun 

Einrichtungen in verschiedenen Stadtquartieren. Sie führt sozialräumlich orientierte Projekte und An-

gebote durch. Eine Geschäftsstelle kümmert sich um die fachliche Leitung der gesamten OJA sowie 

das Personal- und Finanzwesen. Die OJA wurde vor 15 Jahren als politisch und konfessionell neut-

raler Verein gegründet. Sie beschäftigt rund 40 Personen. Ihre Angebote richten sich vorwiegend an 

Jugendliche im Alter zwischen 12 und 18 Jahren. Dazugehören, Teilhaben, die eigene Identität, aber 

auch das Erleben von Ausgrenzung und Ablehnung sind zentrale Themen des Jugendalters und damit 

der Jugendarbeit. Jugendliche in der Stadt Zürich haben mehrheitlich eine familiäre Migrationsge-

schichte.24 Welche Bedeutung haben in der Arbeit der OJA Migration und Rassismus? 

Die OJA hat in den vergangenen Jahren verschiedentlich Rassismus und Diskriminierung zum Thema 

gemacht. Etwa im Rahmen interner Weiterbildungen oder an öffentlichen Veranstaltungen. Interne 

Grundlagen zur Jugendarbeit in der Migrationsgesellschaft thematisieren explizit Rassismus und ras-

sistische Ausgrenzung.25 Wie gelingt es einer Organisation wie der OJA, im eigenen Tätigkeitsfeld 

Rassismus anzusprechen? Wie lässt sich Rassismus in Bezug auf die eigene Arbeit thematisieren? 

Auf welche Weise kann die weiter vorne (Kapitel 1) beschriebene Distanzierung überwunden werden? 

Der nachfolgende Praxiseinblick zeigt, dass es dafür bestimmte Voraussetzungen und Rahmenbe-

dingen braucht. Er stützt sich auf Gespräche mit Jugendarbeiterinnen und Jugendarbeitern aus ver-

schiedenen Einrichtungen der OJA, die über ihre Arbeit und ihre Erfahrungen berichtet haben. 

Der Ausgangspunkt: Rassismus hat mit dem eigenen Alltag zu tun 

Rassismus ist für Jugendarbeiterinnen und Jugendarbeiter kein Randthema. Fragen rund um Teilhabe 

und Ausgrenzung sind in der Jugendarbeit zentral, und Jugendliche im Verwirklichen von Teilhabe-

möglichkeiten zu bestärken, ist eine wichtige Aufgabe der Jugendarbeit. Zwingend gehört die Be-

schäftigung mit Ausgrenzung dazu. Anknüpfungspunkte dazu gibt es in der Praxis genügend. Sei es, 

dass Jugendliche Ausgrenzungserlebnisse gegenüber Jugendarbeitenden zur Sprache bringen. Sei 

es, dass Angebote der Jugendarbeit selbst zu Ausgrenzung führen. Etwa dann, wenn die Nutzung 

eines Raumangebotes durch eine Jugendgruppe 

dazu führt, dass andere Jugendliche verdrängt wer-

den. Es gehört deshalb zum Wesen der Offenen Ju-

gendarbeit, immer wieder kritisch nachzufragen: 

Welche Jugendliche aus dem Quartier werden er-

reicht? Welche nicht? Gibt es Jugendliche, deren 

Bedürfnisse zu wenig Beachtung finden? Ist es nö-

tig, dass die Jugendarbeit von sich aus aktiv auf be-

stimmte Jugendliche zugeht? Solche und ähnliche 

Fragen beschäftigten Jugendarbeitende ständig. 

Sie sind etwa Thema der monatlichen Stellenleite-

rinnen- und Stellenleiterkonferenz. Entsprechend 

«Niemand ist gerne Rassist». Dieser Satz aus ei-

nem OJA-Plenum geht mir immer wieder nach. Er 

hat bei uns zur Auseinandersetzung darüber ge-

führt, weshalb wir eigentlich immer davon ausge-

hen, dass Rassismus etwas mit Rechtsradikalen 

und Gewalt, aber nichts mit unserem eigenen All-

tag zu tun hat. 

 

Ist diese Distanzierung einmal überwunden, ent-

deckt man im Alltag immer wieder Finessen, die 

mit Rassismus und der eigenen Position zu tun 

haben. Damit dies möglich ist, braucht es aller-

dings Leute, die auf diese Perspektive aufmerk-

sam machen. 
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hoch ist die Sensibilität der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der OJA gegenüber Teilhabe- und Aus-

grenzungsprozessen. 

Dennoch: Einige der Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner betonen, Teilhabe und Ausgren-

zung seien zwar Grundthemen der Offenen Jugendarbeit, hinsichtlich rassistischer Formen von Aus-

grenzung sei trotzdem ein Erkenntnisprozess innerhalb der OJA nötig gewesen. Gefordert sei spezi-

fisches Wissen über Wirkungsweisen von Rassismus im Alltag. Ebenso notwendig seien Kenntnisse 

über die Verankerung von Rassismus im alltäglichen individuellen Handeln und innerhalb von Institu-

tionen. Verlangt seien ferner Kenntnisse über die 

Wirkungsweisen von Rassismus auf individueller 

Ebene. Im Kontakt mit Jugendlichen spiele gerade 

letzteres oft eine wichtige Rolle. Im Jugendalter hat 

die Auseinandersetzung mit der eigenen Identität 

und der Integration in die «Welt der Erwachsenen» 

eine besondere Bedeutung. Wird beispielsweise 

eine Jugendliche dauernd (durchaus wertschät-

zend) auf ihre Herkunft angesprochen, kann sie 

dieses «Fremdmachen» als Ausgrenzung erleben. 

Diese Perspektive auf die «Woher kommst Du?»-

Frage sei nicht allen bewusst. Es erfordere des-

halb Anstoss von aussen. 

Rassismus im Alltag: Reale Erfahrungen als Ausgangspunkt 

Rassismus ist ein Thema, das nicht aktiv an Jugendliche herangetragen werden muss. Das verdeut-

lichen die geführten Gespräche. Jugendliche machen entwe-

der selbst Erfahrungen mit rassistischer Ausgrenzung oder ha-

ben in ihrem Bekanntenkreis Jugendliche mit entsprechenden 

Erlebnissen. Sie greifen zudem ausgrenzende mediale und po-

litische Debatten auf oder verfolgen Auseinandersetzungen zu 

Rassismus in sozialen Medien. Gefordert sei von den Jugend-

arbeitenden deshalb weniger aktives Thematisieren, sondern vorwiegend aktives Zuhören, wie in den 

Gesprächen wiederholt geäussert wurde. Jugendliche haben in ihrer Lebenswelt unzählige Anknüp-

fungspunkte an Diskriminierungserfahrungen, die Jugend-

arbeiterinnen und Jugendarbeiter situativ aufgreifen kön-

nen. Dazu gehören Erfahrungen im öffentlichen Raum (etwa 

Beschimpfungen im Tram), bei der Lehrstellensuche oder 

auf dem Wohnungsmarkt. Solches situatives Ansprechen 

erfordert von den Jugendarbeitenden jedoch aktive Auf-

merksamkeit gegenüber Rassismus. Das setzt entsprechen-

des Fachwissen voraus. 

Jugendarbeit hat die Bestärkung Jugendlicher im Fokus. Entsprechend achten Jugendarbeitende 

darauf, dass rassistische Diskriminierung mit Jugendlichen in einer Weise thematisiert wird, die sie 

nicht zu passiven Opfern macht. Ein zentraler Ausgangspunkt ist dabei, dass die subjektiven Diskri-

minierungs- und Unrechtserfahrungen der Jugendlichen ernst genommen und anerkannt werden. Ein 

anderer Aspekt ist es, die Betroffenen in ihren Handlungsmöglichkeiten zu stärken. Dazu gehöre es 

teils auch, mit den Jugendlichen deren eigene Anteile am Erlebten anzusprechen. Das gelingt aller-

Rassismus wird mit den Jugendlichen 

nie abstrakt, sondern von ihren Erfah-

rungen und Lebenswirklichkeiten her 

thematisiert. Das setzt allerdings vo-

raus, dass die Jugendarbeitenden 

Wissen über die Alltäglichkeit von Dis-

kriminierung haben. 

Rassistische und andere Formen der 

Ausgrenzung kommen in der Jugend-

arbeit durch aktives, genaues und be-

wusstes Zuhören zur Sprache. 

Gleichzeitig ist es wichtig, dass wir als Jugend-

arbeitende nicht immer die Herkunft der Jugend-

lichen oder ihre Diskriminierungserfahrungen ins 

Zentrum stellen. Scheinbare Neugierde oder In-

teresse an der Herkunft von Jugendlichen 

kommt bei diesen oft als weitere Fremdheitser-

fahrung an. Zu einer gegenüber Diskriminierung 

sensiblen Jugendarbeit gehört es daher auch, 

Jugendlichen nicht beständig auf migrationsbe-

dingte Unterschiede anzusprechen («Woher 

kommst Du?») jedoch Sensibilität für die Realität 

und Auswirkungen solcher Unterschiede zu ha-

ben. 
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dings nur, wenn Jugendliche dies als Bestärkung ihrer Handlungsmöglichkeiten und nicht als Abwer-

tung ihrer Unrechtserfahrung erleben. Förderlich für die entsprechende Sensibilität und Glaubwürdig-

keit sei, dass im Team der OJA Personen arbeiten, die rassistische Diskriminierung aus eigener Er-

fahrung kennen.  

Wie reagieren Jugendarbeitende, wenn Jugendliche innerhalb der OJA-Strukturen selbst rassisti-

sches Verhalten zeigen? Hier gilt es zu beachten, dass sich Jugendliche in einer Auseinandersetzung 

mit Identität und Zugehörigkeit befinden. Dazu gehören teils bewusste Grenzüberschreitungen oder 

ausgrenzendes Zelebrieren der eigenen Gruppenzugehörigkeiten. Wenn Jugendliche ausgrenzendes 

Verhalten an den Tag legen, so eine Jugendarbeiterin, seien sie dafür anders verantwortlich als Er-

wachsene. Eine klare Verantwortung liege dagegen bei den Jugendarbeitenden. An ihnen liege es, 

bei festgestellter Ausgrenzung Haltung zu zeigen und das Ausgrenzungsverhalten anzusprechen. Die 

Stärke und Wirksamkeit der Offenen Jugendarbeit liege im situativen Einmischen, indem das unmit-

telbare Geschehen direkt und zeitnah mit den Involvierten angesprochen werden könne. Dabei gehe 

es längst nicht ausschliesslich um Rassismus. Andere und teils mit Rassismus überkreuzte Ausgren-

zungen oder Abwertungen (Mehrfachdiskriminierungen) können im Umfeld der Jugendlichen ebenfalls 

eine Rolle spielen. Immer wieder Thema ist etwa der weit verbreitete Sexismus im Mainstream-Hip-

Hop. Gleichzeitig bietet gerade der Hip-Hop Jugendlichen eine Möglichkeit, ihre Themen und Anliegen 

in Songtexten zu verbalisieren, wie Erfahrungen aus dem von der OJA betriebenen Jugendmusikraum 

zeigen. 

Perspektiven auf Rassismus: Positionen und Sichtweisen 

Was Jugendliche erfahren und wie sie damit umgehen, ist individuell unterschiedlich. Verschiedene 

Sichtweisen und Erfahrungen haben ebenfalls die Jugendar-

beitenden. Bei der OJA arbeiten sowohl Jugendarbeitende, 

die Diskriminierung aus eigener Erfahrungen kennen wie Ju-

gendarbeitende ohne entsprechende Erfahrungen. In den 

Gesprächen mit den Jugendarbeiterinnen und Jugendarbei-

tern waren eigene Erfahrungen, vorhandenes Wissen und die 

eigene Sichtweise zu rassistischer Diskriminierung immer 

wieder Thema. Die in vielen Bereichen der Stadtverwaltung 

feststellbare Distanzierung zur Rassismusthematik (siehe Kapitel 1) ist in den Gesprächen mit Mitar-

beitenden der OJA nicht zu spüren. Die Befragten sind sich bewusst, dass sie sowohl aufgrund ihrer 

individuellen Biografie wie in der beruflichen Rolle eine ganz bestimmte Perspektive auf Rassismus 

haben. Dazu gehört für einige Jugendarbeitende das Privileg, selbst keine rassistische Diskriminierung 

zu erleben. 

Mehrfach wird in den Gesprächen betont, dass individuelle Rassismuserfahrungen in einer Wechsel-

beziehung zu gesellschaftlichen Debatten stehen. Jugendliche haben hohe Sensitivität gegenüber 

Ausgrenzung, da sie sich in einer Lebensphase befinden, in der ihre eigene Teilhabe hohe Bedeutung 

hat. Sie würden in der Öffentlichkeit präsente und ausgrenzende Kampagnen entsprechend als direkt 

gegen sie gerichtete Angriffe erleben. Gleichzeitig sind es öf-

fentliche oder in sozialen Medien geführte Debatten, auf die 

Jugendliche zurückgreifen, um eigene Erfahrungen zu be-

nennen und deren gesellschaftliche Relevanz zu betonen. So 

weist ein Jugendarbeiter etwa darauf hin, dass er in seiner 

Arbeit teils mit Jugendlichen zu tun habe, die ihre Erfahrun-

gen mit anti-schwarzem Rassismus vor dem Hintergrund 

Es gibt Menschen, die Rassismus erle-

ben und Menschen, die keinen Rassis-

mus erfahren und sich nie damit ausei-

nandersetzen müssen. Wie man Ras-

sismus erfährt, hat oft auch etwas mit 

der Perspektive der Betroffenen zu tun. 

Jugendliche aus Migrationsfamilien be-

schäftigt der mediale Diskus über Mig-

ration. Sie setzen diesen in einen Bezug 

zu sich selbst und zu ihrem Dazugehö-

ren. 
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US-amerikanischer Debatten ansprechen würden. Die Gründe hierfür sind vielschichtig. Zum einen 

mangelt es in der hiesigen Öffentlichkeit an einer etablierten Debatte, auf die sich die Jugendlichen 

beziehen können. Zum Anderen schützt der Rückgriff auf die US-Debatte – die ja auch von den 

hiesigen Medien aufgegriffen wurde – davor, dass die eigenen Diskriminierungserfahrungen der 

Jugendlichen in Frage gestellt werden. Nicht zuletzt eine Rolle spielen Schamgefühle sowie die – 

angesichts der in Kapitel 1 geschilderten Hindernisse beim Ansprechen von Rassismus – berechtigte 

Angst, sich zu exponieren. 

Der reflexive Blick: Ausgrenzungen im eigenen Tätigkeitsbereich aufspüren  

In den geführten Gesprächen beziehen Jugendarbeitende rassistische Diskriminierung und Rassis-

mus sowohl auf die Lebenswelt der Jugendlichen wie auf ihre eigene Arbeit und die OJA als Institution. 

Es gehört zum Grund-Credo «Offener Jugendarbeit», die eigene Arbeit und die bestehenden Ange-

bote regelmässig auf Ausschlussmechanismen hin zu überprüfen. 

Jugendarbeit ist geprägt von dauernden Veränderungen der Ziel-

gruppe, deren Bedürfnisse, Anliegen und Problemstellungen. Die 

andernorts in diesem Bericht eingeforderte institutionelle Verant-

wortung gehört zum Grundverständnis Offener Jugendarbeit. 

Letztere verfügt über langjährige Erfahrungen darin, Angebote im-

mer wieder veränderten Bedürfnissen anzupassen. Teils sind da-

bei spezifische Angebote (z.B. Midnight Sports) und Ansätze (z.B. Mädchenarbeit) entstanden oder 

die OJA ist aktiv auf bisher nicht erreichte Jugendliche zugegangen. So stellte beispielsweise eine 

Einrichtung der OJA fest, dass kürzlich zugewanderte Jugendliche, die Aufnahmeklassen besuchten, 

ihre Angebote nicht nutzten. Die OJA ist deshalb aktiv auf diese Klassen zugegangen und hat ihr 

Angebot vorgestellt.  

Eine für die OJA gegenwärtig neue Situation ist die Tatsache, 

dass in der Stadt Zürich zunehmend Jugendliche mit einer 

Fluchtgeschichte leben. Diese besuchen vermehrt Einrichtun-

gen und Angebote der OJA. Das hat nicht nur mit der «Offen-

heit» der Angebote der OJA gegenüber den Bedürfnissen die-

ser Jugendlichen zu tun. Vielmehr hat die OJA bewusst den 

Kontakt zu ihnen gesucht und die Angebote der OJA vorgestellt. Ergänzend haben die Mitarbeitenden 

der OJA in Zusammenarbeit mit externen Fachorganisationen ihr Wissen über die Situation unbeglei-

teter geflüchteter Jugendlicher verbessert. Häufig sind diese älter als die bisherigen OJA-

Besucherinnen und -Besucher. Altersunterschiede von zwei bis drei Jahren spielen im Jugendalter – 

ungeachtet der Herkunft – eine grosse Rolle. Gleichwohl hat die OJA das Altersspektrum in den be-

stehenden Aktivitäten – insbesondere bei Treffangeboten – ausgeweitet. Mit Begleitung durch die 

Jugendarbeiterinnen und Jugendarbeiter werden die Auswirkungen des Altersunterschiedes aufge-

fangen. Anlass zu dieser strukturellen Anpassung bot die Situation unbegleiteter geflüchteter Jugend-

licher und die Tatsache, dass in der Stadt Zürich für ältere Jugendliche generell wenige leicht zugäng-

liche und nicht-kommerzielle Freizeitangebote bestehen. 

  

Wichtig ist, dass wir uns immer wie-

der mit unseren Angeboten und de-

ren Wirkungen auseinandersetzen 

und entsprechende Anpassungen ins 

Auge fassen. 

Für alle offene Türen zu haben ge-

nügt nicht. Die OJA muss sich im-

mer damit auseinandersetzen, wer 

diejenigen sind, die diese offenen 

Türen nicht nutzen. 
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Die eigene Rolle: Bestärken und Fürsprechen 

Die OJA hat sich in den vergangenen Jahren inhaltlich mit rassistischer Ausgrenzung befasst, dazu 

Expertinnen und Experten zu internen Veranstaltungen eingeladen, öffentliche Veranstaltungen durch-

geführt oder an solchen teilgenommen. Intern hat sich die OJA der Bedeutung von Anti-Diskriminie-

rung in der eigenen Arbeit auf mehreren Ebenen gewidmet. So in Bezug auf die Personalpolitik, den 

direkten Kontakt mit Jugendlichen, auf der Ebene von Jugendtreffs und Projekten sowie dem Auftre-

ten gegen aussen. Das führt bisweilen zu einem scheinbaren Dilemma. Wer rassistische Ausgren-

zungsmechanismen in den Fokus nimmt, scheint genau jene Unterschiede ins Zentrum zu stellen, die 

Anknüpfungspunkte rassistischer Ausgrenzungen sind. Antidiskriminierungsarbeit erfordert entspre-

chend einen bewussten Umgang mit dem Spannungsfeld von Gleichheit und Differenz. Und sie erfor-

dert Wachsamkeit gegenüber der Gefahr, rassistische Unterscheidungsmerkmale in der eigenen An-

tidiskriminierungsarbeit festzuschreiben. Ist beispielsweise in einem Anstellungsverfahren die Herkunft 

einer Kandidatin ein relevantes Einstellungskriterium, steht dennoch die Anstellung einer geeigneten 

Fachperson im Zentrum. Von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die in ein Anstellungsverfahren invol-

viert sind, wird verlangt, dass sie immer wieder ihre eigenen Werte, Normen und ausgeblendete Ge-

sichtspunkte hinterfragen, damit sie – bewusst oder unbewusst – nicht Kandidatinnen und Kandida-

ten auf diskriminierende Weise ausschliessen. 

Die Gespräche mit den Jugendarbeitenden in den dezentralen Einrichtungen zeigen: Viele von den 

innerhalb der OJA entwickelten Ansätzen und Haltungen sind als gelebte Betriebskultur in der Praxis 

vor Ort spürbar. Das zeigt sich etwa in den Gesprächen zum Umgang mit Diskriminierungserfahrun-

gen von Jugendlichen. Die in der Stadtverwaltung nach wie vor verbreitete Verharmlosung von Dis-

kriminierungserfahrungen findet sich bei den befragten OJA-Mitarbeitenden nicht. Jugendarbeiterin-

nen und Jugendarbeiter betonen vielmehr, dass es darum gehe, Jugendliche in ihren Erfahrungen zu 

bestärken. Darüber hinaus sei teils gefordert, stellvertretend für die Anliegen der Jugendlichen einzu-

stehen. Im konkreten Einzelfall kann das etwa die Kontaktaufnahme mit einer Wohnungsvermittlerin 

sein, die sich gegenüber einem Bewerber diskriminierend verhalten hat. Oder die OJA setzt sich mit 

öffentlichen Veranstaltungen oder dem Mitwirken in städtischen Gremien stellvertretend für die Anlie-

gen Jugendlicher ein. Etwa im Rahmen des Runden Tisches Rassismus der Stadtpolizei. 

Eine Folge der internen Auseinandersetzung mit Diskriminierungsfragen ist, dass für die befragten 

Jugendarbeitenden klar ist, wie sie bei Diskriminierungsvorfällen aktiv werden können. Sie betonen, 

dass ein am jeweiligen Vorfall orientiertes und differenziertes Vorgehen nötig sei. Jugendliche sind 

zudem nicht einfach Opfer von Diskriminierung. Sie sind genauso in der Lage, erlebte Diskriminierung 

aktiv zum Thema zu machen und Strategien im Umgang damit zu finden. Geschildert wird etwa der 

Fall eines afroschweizerischen Jugendlichen, der die OJA Mitarbeitenden darüber informiert hat, dass 

sein Lehrvertrag an eine separate Kautionsklausel gebunden sei. Der Lehrbetrieb habe die Hinterle-

gung einer Kaution verlangt, die nur bei erfolgreichem Abschluss der Lehre zurückerstattet werde. Es 

gäbe Hinweise, dass dies bei anderen Auszubildenden desselben Betriebes nicht der Fall sei. Trotz 

diesem Umstand freut sich der Jugendliche auf die bevorstehende Lehre und will das Lehrverhältnis 

nicht gefährden. Die OJA klärt die Rechtslage und informiert den Jugendlichen über die Unzulässigkeit 

solcher Klauseln. Sie bietet Unterstützung bei allfälligen Problemen im Lehrbetrieb an, unternimmt 

aber nichts ohne Mitwirkung und Einverständnis des Jugendlichen. 
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Fazit 

Jugendarbeit ist ein Tätigkeitsfeld, das stark von der Beziehungsarbeit und der aktiven Teilhabe der 

sogenannten «Zielgruppe» geprägt ist. Sie unterscheidet sich damit von vielen Tätigkeiten in der Stadt-

verwaltung. Dennoch liefert ein Praxiseinblick in die Arbeit der OJA Erkenntnisse für die Stadtverwal-

tung. Gerade vor dem Hintergrund, dass rassistische Diskriminierung in vielen Dienststellen der Stadt-

verwaltung nach wie vor ein Randthema ist. Das Beispiel der OJA zeigt: Eine Institution kann Diskri-

minierung fruchtbar und auf die eigene Arbeit bezogen zum Thema machen. Der Einblick in die Arbeit 

der OJA zeigt aber auch, dass die – in diesem Bericht – geforderte Sensibilität einen wichtigen ersten 

Schritt darstellt, jedoch nicht ausreicht. Das Erkennen und Anerkennen von Diskriminierungserfahrun-

gen genügt nicht. Es braucht weitere Schritte. Insbesondere braucht es die Erkenntnis, dass nicht alle 

das Privileg haben, Rassismus als eine Einzelfallproblematik oder ein Randthema aufzufassen. Oder 

wie es eine Jugendarbeiterin mit Hinweis auf ihre eigene Biografie auf den Punkt brachte: «Ich musste 

mich bisher selbst nie mit Rassismus auseinandersetzen, warum ist das eigentlich so?». 

 

Empfehlungen an die gesamte Verwaltung 

a) Die Arbeitsgruppe empfiehlt städtischen Stellen, Rassismus und rassistische Diskriminierung re-

gelmässig auf allen Leitungsebenen zu thematisieren. 

b) Die Arbeitsgruppe empfiehlt städtischen Stellen insbesondere: 

 _ von einem Verständnis von Rassismus auszugehen, welches über strafrechtlich relevante Hand-

lungen und Vorurteile hinausgeht und insbesondere diskriminierende Wirkungen und Diskriminie-

rungserfahrungen ins Zentrum stellt, 

 _ die Etablierung einer Betriebs- und Führungskultur, die aktives Ansprechen von Rassismus er-

möglicht und zur Enttabuisierung von Rassismus beiträgt, 

 _ das aktive Ansprechen von Rassismus und rassistischer Ausgrenzung mit Bezug auf den be-

trieblichen Alltag, 

 _ aktive Aufmerksamkeit der Institution und ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gegenüber mög-

lichen Diskriminierungen, 

 _ die Etablierung entsprechenden Fachwissens durch das Heranziehen verwaltungsinterner und 

externer Fachorganisationen. 

c) Die Arbeitsgruppe empfiehlt städtischen Stellen, zu beachten, dass rassistische Diskriminierung 

oft in Kombination mit anderen Benachteiligungen vorkommt (Mehrfachdiskriminierung). 
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3 Institutionelle Verantwortung am Beispiel des GUD 

Wenn es um Fragen von Diskriminierung geht, stehen in vielen Institutionen der Stadtverwaltung 

diskriminierende Wirkungen nicht im Blick. Dennoch besteht dazu eine institutionelle Verantwortung 

(siehe Kapitel 1). Die Arbeitsgruppe hat in ihrer bisherigen Arbeit mehrfach auf diesen Punkt 

hingewiesen. Worin diese Verantwortung städtischer Stellen besteht, zeigt der Bericht nachfolgend 

an ausgewählten Institutionen des Gesundheits- und Umweltdepartements (GUD). Im Vordergrund 

stehen Aspekte, die für andere Stellen innerhalb der Stadtverwaltung von Interesse sind. 

Entsprechend bleiben bereichsspezifische Besonderheiten teils ausgeblendet. 

Das GUD beschäftigt über 7’000 Personen aus über 60 Nationen und ist damit eines der personalin-

tensivsten Departemente der Stadt Zürich. Es ist das einzige Departement, in dem Personen mit einer 

ausländischen Staatsbürgerschaft zu demselben Anteil vertreten sind wie in der städtischen Gesamt-

bevölkerung. Jede vierte in den beiden Stadtspitälern beschäftigte Person ist Staatsangehörige eines 

EU/EFTA-Landes. Eine von zwanzig Personen hat die Nationalität eines Drittstaates.26 Die im GUD 

tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter setzen sich für Belange des Alters, der Gesundheit und der 

Umwelt ein. Zum Departement gehören sechs Dienstabteilungen und die Stiftung Alterswohnungen, 

die in diesem Bericht nicht berücksichtigt wird. Ebenso unberücksichtigt bleibt der Bereich Umwelt- 

und Gesundheitsschutz (UGZ). 

Beziehungsqualität im Zentrum 

Die Arbeitsgruppe stellt im vorliegenden Bericht Beziehungen zwischen Mitarbeitenden und Patien-

tinnen und Patienten bzw. Bewohnenden in den Mittelpunkt. Die beiden Stadtspitäler behandeln jähr-

lich mehr als 30‘000 stationäre Patientinnen und Patienten. In den zehn Pflegezentren und 24 Alters-

zentren leben fast 3‘500 Personen. Die städtischen Gesundheitsdienste bieten jährlich rund 5‘000 

Patientinnen und Patienten ambulante Behandlungen. Die Arbeit in diesen Organisationen besteht zu 

einem grossen Teil aus Diagnose und Behandlung sowie aus Betreuung und Pflege. Sie ist gekenn-

zeichnet durch intensive Kontakte zwischen Mitarbeitenden, Patientinnen und Patienten bzw. Bewoh-

nenden. Das betrifft sowohl die zeitliche Dauer der Kontakte (z.B. Wohnen in Alterszentren) wie deren 

Intensität und Intimität (z.B. Beratung, Körperpflege, ärztliche Konsultation). Für viele Tätigkeitsberei-

che stehen deshalb Beziehungsgestaltung und die Beziehungsqualität als Qualitätsmerkmale im Vor-

dergrund.27 Wie lassen sich in diesen Beziehungen rassistische Diskriminierungen erkennen und ver-

meiden? Sehen die jeweiligen Einrichtungen hier eine institutionelle Verantwortung? Mit welchen be-

trieblichen Massnahmen und Rahmenbedingungen beugen sie Diskriminierungen vor? Ein Handbuch 

zur Vermeidung rassistischer Diskriminierung im Schweizer Gesundheitswesen hält dazu fest: Für «die 

Umsetzung von Chancengleichheit in einem Betrieb müssen aber besonders auch verdeckte, indi-

rekte Diskriminierungsformen aufgedeckt und angegangen werden, die sich in Strukturen, Regelun-

gen, Gewohnheiten oder stereotypen Vorstellungen verbergen.» 28 

In der hiesigen Fachliteratur gibt es wenige Publikationen zu rassistischer Diskriminierung in Spitälern, 

Pflegeheimen und Alterseinrichtungen.29 Der vorliegende Bericht stützt sich deshalb vorwiegend auf 
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Gespräche mit Mitarbeitenden aus dem GUD. Diese wurden von 

den einzelnen Bereichen als Auskunftspersonen ausgewählt und 

anhand eines vorgängig abgegebenen Gesprächsrasters be-

fragt. Es wurden elf Gespräche geführt. Diese ermöglichen le-

diglich einen Einblick, sind aber dennoch von allgemeinem Inte-

resse. 

Betonung der Diversität – Verdrängung von Rassismus 

Eine angemessene und gute Gesundheitsversorgung mit spezifischem Fokus auf Migration und trans-

kulturelle Aspekte steht seit längerem im Fokus. Das erste entsprechende Bundesprogramm wurde 

anfangs der 1990er-Jahre lanciert.30 Transkulturelle Kompetenz als Aspekt der Beziehungsqualität soll 

zu einer besseren Betreuung von Migrantinnen und Migranten führen und die Gefahr von Ungleich-

heiten mindern.31 Es geht dabei auch darum, wichtige Aspekte der Gesundheit und des Alterns von 

Migrantinnen und Migranten zu erkennen und entsprechend zu handeln. Trotz jahrelanger Bemühun-

gen zur Förderung transkultureller Kompetenzen besteht hier weiterhin Entwicklungspotential.32 Aner-

kannt und erwiesen ist ferner, dass hinsichtlich der Chancengleichheit der Migrationsbevölkerung 

Handlungsbedarf besteht.33 Neben der Bereitstellung von verständlichen Informationen zu Gesund-

heitsthemen unterstützt das Bundesamt für Gesundheit (BAG) im Rahmen des Programms Migration 

und Gesundheit deshalb diverse Projekte. Zu Swiss Hospitals for Equity34 zusammengeschlossene 

Projektspitäler haben in den vergangenen Jahren Grundlagen und Programme erarbeitet.35 Ein starker 

Fokus liegt dabei auf Aspekten der transkulturellen Kompetenz und der Zugänglichkeit zu Dienstleis-

tungen. 

Der vorliegende Bericht unterscheidet sich hier insofern, als er nicht Zugänglichkeit, sondern Diskri-

minierung und Ausgrenzung in den Mittelpunkt stellt. Fakt ist: Integrations- und Ausschlussprozesse 

stehen in wechselseitigen, dynamischen und teils gegenläufigen 

Beziehungen zueinander. Entsprechend ist eine mehrperspekti-

vische Betrachtungsweise auf diese Prozesse gefordert.36 Aller-

dings wird im Rahmen von Integrationsbemühungen nur ungern 

über Ausschluss und Rassismus gesprochen. Das bestätigen die 

für diesen Bericht geführten Gespräche. Die Standardantwort 

lautet oft, dass Rassismus in den dem GUD zugehörigen Institu-

tionen selten und nur in Einzelfällen vorkomme. Begründet wird 

diese Einschätzung damit, dass Interkulturalität und Diversität in Gesundheits-, Pflege- und Betreu-

ungsberufen seit Jahrzehnten Selbstverständlichkeiten sind, weil diese Branchen schon lange auf die 

Zuwanderung von Fachkräften angewiesen seien. Die kritische Frage bleibt: Verhindert eine vielfältige 

Belegschaft zwangsläufig rassistische Diskriminierungen? 

Die Antwort lautet eher nein. Aufgrund rassistischer Diskriminierung 

erleben nach eigener Einschätzung jährlich rund 7’000 Zürcherinnen 

und Zürcher ein eher grosses oder sehr grosses Hindernis im Kon-

takt mit Gesundheitspersonal.37 Zwar beziehen sich diese Aussagen 

aus dem Volkszählungsmodul 2014 nicht ausschliesslich auf Ge-

sundheitseinrichtungen des GUD. Sie stehen dennoch im Widerspruch zum geschilderten Selbstbild, 

wonach rassistische Diskriminierung im eigenen Tätigkeitsbereich nicht oder nur in Einzelfällen vor-

komme. Dieses institutionell verankerte Selbstbild findet sich desgleichen in anderen Bereichen der 

Stadtverwaltung. 

Es fehlen empirische Untersuchun-

gen zu rassistischer Diskriminie-

rung in Spitälern, Pflegeheimen und 

Alterseinrichtungen in der Schweiz.  

Die Standardantwort lautet oft, 

dass rassistische Diskriminierung 

selten und nur in wenigen Einzelfäl-

len auftritt. Repräsentative Umfra-

gen bei der Stadtbevölkerung deu-

ten dagegen auf mehrere tausend 

Vorfälle pro Jahr hin. 

Dass Rassismus im eigenen 

Tätigkeitsbereich nur selten 

vorkommt, ist ein institutionell 

verankertes Selbstbild. 
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Mehrfachbenachteiligung und Spezialisierung als Spannungsfeld 

Die Einschätzung der Realitäten in Bezug auf rassistische Diskriminierung fällt innerhalb des GUD 

dennoch unterschiedlich aus. Einzelne Befragte mit häufigem Kontakt zu Personen in prekären sozi-

alen Situationen sehen Rassismus eher als ein grosses und teils strukturelles Problem. Rassistische 

Diskriminierung trifft nach deren Einschätzung oft Men-

schen, die mehrfache Benachteiligungen erleben: Sei es auf-

grund ihrer Bildungslaufbahn, einem unsicheren Aufenthalts-

status, längerfristiger Erwerbslosigkeit oder einer prekären 

Beschäftigungssituation. Rassistische Diskriminierung sei oft 

nicht die einzige und alleinige Form, wie diese Personen Aus-

grenzungen und Benachteiligungen erfahren.38 

Interessant sind die Umstände, welche die Befragten für diese Situation verantwortlich machen. Unter 

dem bestehenden Zeit- und Kostendruck hätten einzelne Stellen oft eingeschränkte Möglichkeiten, 

um auf vielschichtige Problemstellungen einzugehen. Für Menschen, die von mehrfachen Problemla-

gen betroffen seien, sei jeweils keine der spezialisierten Stellen zuständig, da diese ihre Angebote und 

Hilfestellungen auf ihren spezifischen Fachbereich fokussieren. Die zunehmende Fachspezialisierung 

stehe hier in einem Spannungsfeld mit der Lebenslage von Menschen mit einem komplexen Unter-

stützungsbedarf und führe gegenüber diesen zu einer Verantwortungsdiffusion, die oft als Ausgren-

zung erlebt werde. Spürbar seien Dinge, die nicht offen rassistisch sind und insbesondere marginali-

sierte Bevölkerungsgruppen treffen, die geringe Durchsetzungsmacht für ihre Anliegen haben. Bestä-

tigt wird diese Aussage durch Erkenntnisse aus der vom 

Bundesrat in Auftrag gegebenen Studie «Zugang zur Justiz 

in Diskriminierungsfällen». Demnach sind Personen, die 

sich wegen rassistischer Diskriminierung an Beratungsstel-

len wenden «häufig mit bescheidenen Ressourcen ausge-

stattet und befinden sich in einer fragilen und marginalen 

gesellschaftlichen Position, weshalb das Einfordern von 

Rechten für diese Menschen besonders schwierig ist».39  

Gleichbehandlung und Diskriminierung 

Für die Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner ist die berufsethisch verankerte Gleichbehand-

lung von Patientinnen und Patienten bzw. von Bewohnenden von zentraler Bedeutung. Die Auffas-

sung, wonach Gleichbehandlung rassistische Diskriminierungen verhindere, findet sich in Alltagsdis-

kussionen und teils in den geführten Gesprächen. «Wir behandeln alle gleich» ist eine häufige Aus-

sage, wenn rassistische Diskriminierung thematisiert wird. Im Wissen um bestehende diskriminierende 

Benachteiligungen betonen einige der Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner aus dem GUD, 

dass diese Grundhaltung allein nicht genüge. Ergänzend sei Wachsamkeit gegenüber Ungleichbe-

handlungen gefordert. Wo nötig müssten städtische Stellen zudem gegen bestehende Ungleichheiten 

von sich aus aktiv werden. Das betonen insbesondere Gesprächspartnerinnen und -partner, die mit 

Menschen aus vulnerablen Gruppen in Kontakt stehen. Sie er-

achten es teils als gefordert, Menschen bei der Durchsetzung 

ihrer Anliegen zu bestärken oder gar für deren Anliegen stell-

vertretend einzustehen. Gründe hierfür sehen sie in der oben 

geschilderten Verantwortungsdiffusion.  

Stellen, die häufig mit Personen in pre-

kären sozialen Situationen im Kontakt 

sind, sehen Rassismus eher als ein 

grosses und teils strukturelles Problem. 

Es trifft besonders Menschen, die mehr-

fache Benachteiligungen erleben. 

Ergänzend zur berufsethisch veran-

kerten Gleichbehandlung ist Wach-

samkeit gegenüber Ungleichbe-

handlungen gefordert. 

Die zunehmende Fachspezialisierung 

steht in einem Spannungsfeld mit der Le-

benslage von Menschen mit einem kom-

plexen Unterstützungsbedarf und führt zu 

einer Verantwortungsdiffusion, die oft als 

Ausgrenzung erlebt wird. Das trifft beson-

ders Personen, die geringe Durchset-

zungsmacht für ihre Anliegen haben. 



26 Stadt Zürich 

Das wirft die Frage auf, wer eigentlich in der Pflicht steht, Ungleichbehandlungen anzusprechen. Wer 

hat auf diskriminierungssensible Aspekte hinzuweisen? Wer steht etwa in der Pflicht, das Fachperso-

nal auf spezifische Bedürfnisse aufgrund von Fremdsprachigkeit, geringen Deutschkenntnissen, reli-

giösen Speisevorschriften hinzuweisen? Die geführten Gespräche deuten darauf hin, dass es teils 

üblich ist, die Verantwortung bei den Patientinnen und Patienten zu lassen. Es ist zum einen begrüs-

senswert, dass sich beispielsweise ein Pflegefachmann auf konkrete von einer Patientin geäusserte 

Bedürfnisse und nicht auf seine stereotypen Vermutungen stützt. Angesichts des Machtgefälles und 

der Asymmetrie in Pflegebeziehungen darf die Initiative jedoch nicht ausschliesslich den Patientinnen 

und Patienten überlassen werden. 

Institutionen und Fachpersonen müssen aktiv ein Interesse an 

den unterschiedlichen Ausgangslagen von Patientinnen und Pa-

tienten oder Bewohnerinnen und Bewohnern zeigen. Gemäss 

den geführten Gesprächen scheint dies nicht immer gegeben. 

Eine vom Kanton Zürich in Auftrag gegebene Studie zur Situation 

der muslimischen Bevölkerung stellte vor rund zehn Jahren Ähn-

liches fest.40 Sie empfahl den Spitälern im Kanton Zürich explizit 

«aktive[s] Ansprechen von möglichen Bedürfnissen». Ein wesent-

licher Aspekt der transkulturellen Kompetenz ist, dass «der Arzt [die Ärztin] akzeptiert, dass es zu 

seiner [ihrer] Verantwortung gehört, sich bei der Patientenbetreuung um die sozialen und kulturellen 

Aspekte zu kümmern.»41 Das beinhaltet migrationsspezifische Lebenslagen42 genauso wie Diskrimi-

nierungsfragen. Nicht alle Menschen können ihre Anliegen wirkungsmächtig vorbringen. Das Formu-

lieren von spezifischen Bedürfnissen ist für Angehörige marginalisierter Gruppen, die einem Anpas-

sungsdruck an die sogenannte «Mehrheitsgesellschaft» ausgesetzt sind, mit Hürden verbunden. Ini-

tiative ist deshalb von den Institutionen gefordert. 

Institutionelle Verantwortung: Wenn Mitarbeitende betroffen sind 

In Alterszentren und Pflegezentren kommt es vor, dass sich Bewohnende rassistisch gegenüber Mit-

arbeitenden äussern. Die im GUD befragten Führungspersonen haben hierfür eine hohe Sensibilität. 

Sie betonen, dass es für Mitarbeitende meist nicht einfach sei, solche Ereignisse gegenüber Vorge-

setzten anzusprechen. Es sei jedoch wichtig, dass Vorge-

setzte solche Vorfälle mitbekommen und diese nicht bagatel-

lisiert werden. Das setzt ein Klima des Vertrauens voraus, das 

offenes Ansprechen von Rassismus ermöglicht. Und es setzt 

Verständnis für Wirkungsweisen rassistischer Diskriminierung 

und für persönliche Betroffenheit voraus. Führungspersonen 

müssen wissen, wie alltägliche Diskriminierungen wirken und was sie bei Menschen auslösen. Be-

triebe sollen für ein Klima sorgen, das Mitarbeitende und Bewohnende bestärkt, erlebte Diskriminie-

rung anzusprechen. Wer Rassismuserfahrungen von Mitarbeitenden im Betrieb ansprechen wolle, 

dürfe zudem nicht die Hoheit darüber haben, welche Erfahrungen zählen und welche nicht. Vielmehr 

sei es Führungsaufgabe, problematisches Verhalten zwischen Bewohnenden und Mitarbeitenden an-

zugehen. Das bewusste und konsequente Ansprechen von Vorfällen im eigenen Betrieb sei wichtig. 

Es ermögliche, Rassismus auf die eigene Institution bezogen zum Thema zu machen. Vorfälle böten 

die Gelegenheit, Haltung und Richtlinien des Betriebs aufzugreifen, entsprechende Werte zu stärken 

und in der Betriebskultur zu verankern. Diese situative Praxis hat sich auch in der Jugendarbeit be-

währt (siehe Kapitel 2). 

Das bewusste und konsequente An-

sprechen von Vorfällen ist wichtig. Es 

bestärkt und verankert eine diskrimi-

nierungsfreie Betriebskultur.  

Das Ansprechen kultureller oder 

religiöser Bedürfnisse scheint oft 

den Patientinnen und Patienten 

überlassen. Es gehört jedoch in 

die Verantwortung der Gesund-

heitsinstitutionen, sich um ent-

sprechende Aspekte zu kümmern.  
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In vielen Alterszentren und den Pflegezentren des GUD hat 

sich das Modell von interdisziplinären Ethikgremien etabliert. 

Regelmässige Ethikforen und im grösseren Kreis angelegte 

Ethik-Cafés bieten klar strukturierte, extern moderierte und 

betrieblich verankerte Diskussionsplattformen. In diesen wer-

den interdisziplinär, hierarchieübergreifend und aus den Perspektiven aller Beteiligten schwierige Si-

tuationen aus dem Betriebsalltag beraten. Daraus werden bei Bedarf Orientierungshilfen und künftige 

Verhaltensweisen formuliert. Ethikforen und Ethik-Cafés wurden nicht spezifisch für Fragen von Mig-

ration und Rassismus geschaffen. Sie leisten jedoch einen wichtigen Beitrag zur Vermeidung diskri-

minierender Ungleichbehandlungen. Im letzten Rassismusbericht wurde städtischen Stellen empfoh-

len, Möglichkeiten zu schaffen, damit mit «kultureller und herkunftsbezogener Vielfalt in Zusammen-

hang gebrachte Problemstellungen thematisiert und lösungsorientiert angegangen werden können.»43 

Die Arbeitsgruppe ist überzeugt, dass innerhalb der Stadtverwaltung weiterhin Bedarf nach entspre-

chenden strukturierten Gremien besteht. Die in den Alterszentren und Pflegezentren regelmässig 

durchgeführten Ethikgremien bieten hier Anregungen im Sinne «guter Praxis». Wichtig dabei ist, dass 

solche Gremien verbindlich verankert sind und mit entsprechender Ernsthaftigkeit und Professionalität 

betrieben werden. 

Fremdsprachigkeit und Kommunikation  

Eine gute Verständigung fördert den diskriminierungsfreien Zugang und die bedarfsgerechte Inan-

spruchnahme von Dienstleistungen in der Gesundheits- und Altersversorgung. In der medizinischen 

Diagnose sowie in Pflege- und Betreuungsbeziehungen hat Kommunikation eine zentrale Bedeutung. 

Zwischen Fachpersonal und Ratsuchenden besteht eine ungleichseitige Beziehung und ein Macht-

gefälle.44 Gute therapeutische und pflegerische Beziehungen berücksichtigen solche und weitere Rah-

menbedingungen der Kommunikation (etwa migrationsspezifische Faktoren). Zur transkulturellen 

Anamnese bestehen gut dokumentierte Praxis-Hilfsmittel.45 

Qualitativ gute Kommunikation beachtet ferner in angemessener Weise Fremdsprachigkeit. Fachper-

sonen müssen wissen, in welchen Situationen eine Übersetzung notwendig ist. Laienübersetzung – 

etwa durch Angehörige – erfüllen die Qualitätsanforderungen meist nicht46. Sie sind rechtlich (Daten-

schutz) und ethisch (Rollenkonflikte) problematisch. Deshalb hat sich in den Spitälern das professio-

nelle interkulturelle Dolmetschen mittlerweile etabliert. Die beiden Stadtspitäler beschreiben unter-

schiedliche Praxen. So greift das Stadtspital Triemli auf professionell Dolmetschende von medios zu-

rück. Das Stadtspital Waid hat eine In-House-Lösung, wo bei Bedarf auf interne Fachpersonen mit 

entsprechenden Sprachkenntnissen – jedoch ohne Fachkenntnisse im interkulturellen Dolmetschen – 

zurückgegriffen wird. Beiden Stadtspitälern ist gemeinsam, 

dass interne Regelungen bestehen, die den Einsatz von priva-

ten Laienübersetzungen einschränken. Problematisch ist, dass 

die Kosten des interkulturellen Dolmetschens nicht über die ob-

ligatorische Krankenversicherung abgerechnet werden kön-

nen.47 Trotz breiter Anerkennung der positiven Wirkung des in-

terkulturellen Dolmetschens fehlt auf nationaler Ebene weiterhin eine einheitliche Finanzierungslösung. 

Diese Lösung wäre nicht nur für Spitäler, sondern für die gesamte Gesundheitsversorgung – insbe-

sondere auch im ambulanten Bereich – äusserst wichtig zur Überwindung von Sprachbarrieren und 

zur Verbesserung von Behandlung, Pflege und Betreuung. Der Vorstand der Schweizerischen Konfe-

renz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) empfiehlt deshalb den Kanto-

nen, Übersetzungsleistungen in die jeweiligen Leistungsaufträge mit den Spitälern aufzunehmen.48 

Die in den Pflegezentren regelmässig 

durchgeführten Ethikforen bieten ande-

ren Verwaltungsstellen ein Beispiel im 

Sinne «guter Praxis». 

Interkulturelles Dolmetschen ist im 

Gesundheitswesen mittlerweile etab-

liert. Eine nachhaltige Finanzierungs-

lösung ist nach wie vor ungeklärt. 
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Gemäss Empfehlungen der Nationalen Ethikkommission im Bereich der Humanmedizin (NEK) ist «in-

terkulturelles Dolmetschen […] zur Wahrung der Menschenrechte im gesamten Gesundheitssystem 

erforderlich». Die NEK gibt gleichzeitig zu bedenken, dass Übersetzen allein nicht genügt. «Die Ge-

sundheitsdienste sind auch kulturell geprägt. Das interkulturelle Dolmetschen muss durch interkultu-

relle Vermittlung ergänzt werden. Das sind Kompetenzen, für die alle Gesundheitsfachleute sensibili-

siert werden müssen.»49 

Im Umgang mit schriftlichen Übersetzungen berichten die Ge-

sprächspartnerinnen und Gesprächspartner aus dem GUD 

über recht unterschiedliche Handhabungsweisen. Teils wird 

auf bestehende übersetzte Informationsmaterialien der natio-

nalen Plattform migesplus zurückgegriffen. In den Spitälern ist 

es im Wesentlichen den einzelnen Kliniken überlassen, inwie-

fern sie schriftliche Dokumente in mehrere Sprachen überset-

zen lassen. Die Kliniken orientieren sich gemäss Auskunft dabei an pragmatischen Überlegungen. In 

den Gesprächen gaben die Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner zu bedenken, dass der 

Einsatz von schriftlichen Übersetzungen genau überlegt werden muss. In der Praxis sind es neben 

rein sprachlichen Aspekten meist weitere zu berücksichtigende Faktoren wie etwa die Lesegewohn-

heiten oder das Informationsverhalten der Zielgruppen. Nicht immer scheint klar, ob sich die pragma-

tischen Überlegungen an der Logik der jeweiligen Betriebe oder an den Bedürfnissen der angespro-

chenen Personengruppen orientieren. 

In der Vergangenheit haben städtische Stellen wiederholt das Bedürfnis nach Orientierungsrichtlinien 

im Umgang mit schriftlichen Übersetzungen geäussert.50 Die Integrationsförderung der Stadt Zürich 

hat deshalb im Rahmen der integrationspolitischen Ziele einen entsprechenden gesamtstädtischen 

Leitfaden entwickelt.51 Die geführten Gespräche deuten darauf hin, dass dieser innerhalb der Stadt-

verwaltung noch nicht allen bekannt ist und noch nicht systematisch angewendet wird. 

Sprachkenntnisse als Hindernisfaktoren für eine berufliche Karriere 

Die Gesundheits- und Altersversorgung hat auf dem Stadtzürcher Arbeitsmarkt eine wichtige Bedeu-

tung. Einer von zehn Betrieben in der Stadt Zürich zählt zu diesem Bereich. Bei den Arbeitnehmenden 

ist es jede dreizehnte auf dem Platz Zürich arbeitende Person. Zugewanderte und Mitarbeitende mit 

Migrationsgeschichte machen in Tätigkeiten mit hohen wie geringen formalen Bildungsvoraussetzun-

gen einen bedeutenden Anteil aus.52 Das Gesundheitswesen gehört im Kanton Zürich zu den Bran-

chen mit dem höchsten Fachkräftemangel. Dieser wird vor-

wiegend durch Zuwanderung gedeckt.53 Obwohl die Proble-

matik erkannt und die Ausbildung von Fachpersonen in den 

Betrieben gezielt gefördert wird (für Listenspitäler hat der Re-

gierungsrat eine Ausbildungsverpflichtung festgelegt),54 wird 

Zuwanderung im schweizerischen Gesundheitswesen wei-

terhin für die Rekrutierung von Fachkräften von Bedeutung sein.55 Dabei bleibt oft unerwähnt, dass 

die interkulturelle Zusammensetzung der Teams je nach Hierarchiestufe und Prestige der Tätigkeiten 

unterschiedlich ausfällt. Wie steht es in diesem Bereich um die Chancengleichheit? Die Stadtverwal-

tung Zürich verfügt – mit Ausnahme von Daten zur Geschlechtergleichstellung – über keine publizier-

ten Zahlen, die einen Rückschluss auf die Repräsentanz verschiedener gesellschaftlicher Gruppen in 

den städtischen Funktionsstufen ermöglichen. Verschiedene Gesprächspartnerinnen und Gesprächs-

partner aus dem GUD beobachten jedoch, dass insbesondere im Pflegebereich in Führungspositio-

nen inzwischen vermehrt zugewanderte Personen aus Drittstaaten vertreten sind. Gleichzeitig gibt ein 

Betriebe müssen eine breitere Diversi-

tät auf Leitungsebene bewusst wollen 

und aktiv fördern. Dazu gehört, gegen 

bestehende Vorbehalte einzustehen.  

Städtische Stellen haben wiederholt 

das Bedürfnis nach Orientierungs-

richtlinien im Umgang mit schriftlichen 

Übersetzungen geäussert. Die beste-

hende Praxishilfe ist noch nicht in allen 

städtischen Betrieben verankert. 
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Teil zu bedenken, dass bei entsprechenden Beförderungen teils Hindernisse wie bestehende Vorbe-

halte und Stereotype zu überwinden sind. Betriebe müssten sich deshalb aktiv für die Gleichstellungs-

arbeit einsetzen sowie eine breitere Diversität auf Führungsstufen gezielt fördern und Vorbehalte aktiv 

angehen. Zugleich sei aber darauf zu achten, dass einzelne Mitarbeitende nicht als «Vorkämpferinnen» 

und «Vorkämpfer» instrumentalisiert werden. 

Geforderte schriftliche Deutschkenntnisse stellen ge-

mäss den im GUD geführten Gesprächen eine ge-

wichtige Hürde für die individuelle berufliche Entwick-

lung dar. In der Gesundheits- und Altersversorgung 

hat die Digitalisierung und Schriftlichkeit laufend an 

Bedeutung gewonnen. Elektronisch geführte Falldos-

siers, Leistungserfassungs-, Reporting-, Führungs- 

und Personalplanungssysteme verlangen hohe Lese- 

und Schreibkompetenzen.56 Im Rahmen der betrieb-

lichen Weiterbildung bieten die städtischen Pflegezentren und Alterszentren seit 2001 betriebliche 

niveau- und berufsgruppenspezifische Deutschkurse an. Solche haben über die individuelle Förde-

rung hinaus eine wichtige Bedeutung für die betriebliche Chancengleichheit. 

Die im GUD geführten Gespräche deuten darauf hin, dass die Nichtbeförderung fachlich ausgewie-

sener Mitarbeitender nicht-deutscher Erstsprache teils mit mangelnden Deutschkenntnissen begrün-

det wird. Im Einzelfall immer kritisch geprüft werden muss, ob die geforderten Deutschkenntnisse 

tatsächlich dem Anforderungsprofil entsprechen oder ob sich dahinter eine sachfremde und einseitige 

Anpassungsforderung an fremdsprachige Mitarbeitende verbirgt. Hier ist besondere Sensibilität ge-

fordert, wie die Ergebnisse der vom Bundesamt für Statistik 2016 erstmals durchgeführten Erhebung 

«Zusammenleben in der Schweiz» zeigen. Demnach gibt jede vierte Person, die in der Schweiz Dis-

kriminierung erlebt, an, die Diskriminierung sei aufgrund von Sprache, Dialekt oder Akzent erfolgt. 

Sprachliche Aspekte sind die in der Befragung am zweihäufigsten genannten Diskriminierungs-

gründe.57 Über das GUD hinaus ist hier an den personalpolitischen Auftrag aus dem städtischen Per-

sonalrecht zu erinnern. Dieses hält als Grundsatz der städtischen Personalpolitik fest: «Sie fördert die 

Toleranz und Akzeptanz gegenüber Angestellten, die benachteiligt sein könnten, insbesondere auf-

grund von Geschlecht, Alter, sexueller Orientierung, Geschlechtsidentität, Herkunft, Staatsangehörig-

keit, Sprache, Religion oder Behinderung und fördert bei Anstellung und Personalentwicklung die 

Chancengleichheit dieser Personen.»58 In der bestehenden HR-Strategie fand rassistische Diskrimi-

nierung unter dem Schwerpunkt «Nutzung der Vielfalt als Chance» bedauerlicherweise keine relevante 

Beachtung.59 Die Arbeitsgruppe sieht entsprechend Bedarf nach einer aktiver Auseinandersetzung mit 

der Rassismusthematik auf gesamtstädtischer HR-Ebene. Dazu gehört, allfällige gesamtstädtische 

Massnahmen zu prüfen. Weiter ist zu prüfen, inwiefern ergänzend zu anderen Massnahmen mit spe-

zifischen Deutschkurs-Angeboten auf höherem Niveau künftige Führungspersonen stärker gefördert 

werden können. 

  

Die Beförderung qualifizierter Mitarbeitender 

scheitert teils an den Deutschkenntnissen. Ne-

ben anderen Massnahmen ist zu prüfen, wie 

durch spezifische Deutschkurs-Angebote künf-

tige Führungspersonen stärker gefördert wer-

den können. Kritisch geprüft werden sollte dabei 

auch, ob die eingeforderten Deutschkenntnisse 

tatsächlich vom Anforderungsprofil her gefordert 

sind.  
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Fazit mit Bezug auf andere städtische Tätigkeitsbereiche 

Repräsentative Umfragen zeigen: Es gibt für die Stadt Zürich erhärtete Hinweise für das Vorhanden-

sein rassistischer Diskriminierung im Kontakt zwischen Bevölkerung und Gesundheitspersonal. Ras-

sistische Diskriminierung in der Gesundheits- und Altersversorgung ist in der hiesigen Forschung den-

noch nur vereinzelt Thema. Fachpersonen aus dem GUD, die für diesen Bericht befragt wurden, teilen 

ebenfalls die Einschätzung, dass Rassismus selten und nur in Einzelfällen vorkomme. Begründet wird 

diese Einschätzung damit, dass Interkulturalität und Diversität im Gesundheitswesen seit Jahrzehnten 

eine Selbstverständlichkeit seien. Nicht mit Rassismus konfrontiert zu sein, ist ein institutionell veran-

kertes Selbstbild, das in Teilen des GUD und in anderen Bereichen der Stadtverwaltung weit verbreitet 

ist. Feststellbar ist gleichzeitig, dass teils hohe Kompetenz – etwa in den Pflege- und Alterszentren –

im Umgang mit rassistischer Diskriminierung vorhanden ist. Feststellbar ist aber auch, dass innerhalb 

einzelner Betriebe die Situation unterschiedlich eingeschätzt wird. So gibt es aus dem Stadtspital 

Triemli sowohl Rückmeldungen, wonach Rassismusvorfälle im Spitalalltag äusserst selten vorkom-

men, wie die Rückmeldung, dass rassistisches Verhalten gegenüber Mitarbeitenden durchaus exis-

tiere und die Stadtspitäler stark fordere. 

Die im GUD geführten Gespräche zeigen ferner: Sensibilität und Wissen über Rassismus sind ent-

scheidend dafür, ob und wie rassistische Diskriminierung im Betriebsalltag bemerkt wird. Das ist ein 

bekanntes Phänomen und aus anderen gesellschaftlich tabuisierten Themenfeldern bekannt (etwa 

sexueller und sexistischer Belästigung). Im Wissen darum betont der vorliegende Bericht (siehe Kapitel 

1): Das Erkennen von diskriminierender Ausgrenzung sollte sich stärker als bisher auf Wirkungsweisen 

und auf die Betroffenenperspektive stützen. Dass dies zu anderen Erkenntnissen führt, zeigt sich 

ebenfalls in den geführten Gesprächen im GUD. Befragte, die häufig mit Personen in prekären sozialen 

Situationen in Kontakt stehen, sehen Rassismus eher als ein grosses und teils strukturelles Problem. 

Sie betonen dabei, dass Gesundheitsinstitutionen und deren Mitarbeitende die Lebensrealität von 

Angehörigen vulnerabler Gruppen oft zu wenig berücksichtigen. Gesundheitsdienstleistungen würden 

sich auf Zuständigkeiten und Spezialisierungen fokussieren. Für die Anliegen der von mehrfachen 

Problemlagen betroffener Personen – eine Personengruppe, die häufiger Rassismus erlebe – sei folg-

lich niemand richtig zuständig. Das wirke auf Betroffene ausgrenzend und fordere von entsprechen-

den Beratungsangeboten stellvertretendes Einstehen für deren Anliegen. Das Kennen und aktive Be-

rücksichtigen verschiedener Lebensrealitäten sei von zentraler Bedeutung zur Verhinderung von Aus-

grenzung. Die hier angesprochene Mehrfachbenachteiligung ist dabei sowohl in Bezug auf Patientin-

nen und Patienten wie auf städtische Mitarbeitende von Bedeutung. 

Damit ausgrenzende Benachteiligungen erkannt werden, ist aktive Wachsamkeit gegenüber Un-

gleichbehandlungen gefordert. Das geht über ein allgemeines Bekenntnis zur Gleichbehandlung hin-

aus. Es geht ferner darüber hinaus, das Ansprechen von Diskriminierung Betroffenen und Betroffe-

nengruppen, Bewohnenden, Patientinnen und Patienten oder Mitarbeitenden zu überlassen. Letztlich 

stehen die Institutionen selbst in der Verantwortung, Diskriminierung aktiv zu einem betrieblichen 

Thema zu machen. Das setzt eine betriebliche Kultur voraus, in der das Ansprechen von Diskriminie-

rung und eine entsprechende sachliche Auseinandersetzung möglich sind. Diese kann anhand kon-

kreter Vorfälle aus dem eigenen Betriebsalltag erfolgen, wie Beispiele aus den Alterszentren und Pfle-

gezentren zeigen. Bedingung ist, dass für die Beschäftigung mit dem Thema verbindliche und etab-

lierte Strukturen bestehen. 

Die Förderung der Chancengleichheit von Mitarbeitenden, die aufgrund von «Herkunft», «Sprache» 

oder «Religion» benachteiligt sein könnten, ist eines der Ziele der städtischen Personalpolitik. In den 
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Alterszentren und Pflegezentren wurden entsprechend interne Deutschkurse entwickelt. In der ge-

samtstädtischen HR-Strategie finden migrationsspezifische Aspekte unter dem Schwerpunt «Nutzung 

der Vielfalt als Chance» bedauerlicherweise keine relevante Beachtung. Vor dem Hintergrund der 

Schilderungen aus dem GUD sieht die Arbeitsgruppe hier Klärungsbedarf. Insbesondere ist zu prüfen, 

inwiefern durch spezifische Deutschkurse künftige Führungspersonen besser gefördert werden kön-

nen und ob diesen Kenntnissen beim Zugang zu Führungsfunktionen allenfalls eine sachfremde Aus-

schlussfunktion zukommt.60 Zu beachten sind ferner insbesondere die Auswirkungen der zunehmen-

den Schriftlichkeit und Digitalisierung auf ältere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit geringem oder 

keinem formalen Bildungsabschluss. 

Nach wie vor ist eine nachhaltige Finanzierungslösung des (mündlichen) interkulturellen Dolmetschens 

ungeklärt, obwohl dessen Bedeutung in der Gesundheits- und Altersversorgung erwiesen ist. 

 

Empfehlungen ans Gesundheits- und Umweltdepartement (GUD) 

a) Die Arbeitsgruppe empfiehlt den betroffenen Dienstabteilungen im GUD, weiterhin auf die explizite 

Beachtung und Thematisierung von rassistischer Diskriminierung und transkultureller Kompeten-

zen im betrieblichen Alltag zu achten. Insbesondere auch dann, wenn eigene Mitarbeitende be-

troffen sind. Die erwähnten Beispiele «guter Praxis» sollten weitergeführt bzw. gestärkt werden. Die 

Sensibilität gegenüber rassistischer Ausgrenzung sowie transkulturelle Kompetenzen sollten ver-

mehrt gefördert und als Führungsaufgabe angesehen werden. 

b) Die Arbeitsgruppe empfiehlt dem GUD, sich weiterhin für eine nachhaltig verankerte Finanzierung 

des interkulturellen Dolmetschens in der Gesundheitsversorgung einzusetzen. Weiter ist für eine 

bessere Verbreitung des städtischen Leitfadens zum Umgang mit schriftlicher Übersetzung zu sor-

gen. 

c) Die Arbeitsgruppe empfiehlt dem GUD zu prüfen, wie ergänzend zu anderen Massnahmen mit 

spezifischen Deutschkurs-Angeboten künftige Führungspersonen weiterhin und vermehrt stärker 

gefördert werden können. 

d) Die Arbeitsgruppe empfiehlt dem GUD, den beruflichen Situationen von älteren Mitarbeitenden mit 

Migrationsgeschichte und mit geringen Qualifizierungen auch in Zukunft besondere Beachtung zu 

schenken – insbesondere im Hinblick auf die Auswirkungen der zunehmenden Verschriftlichung 

und Digitalisierung in der Arbeitswelt. 

 

Empfehlungen ans Finanzdepartement (FD) 

a) Gestützt auf den personalpolitischen Auftrag empfiehlt die Arbeitsgruppe Human Resources Zürich 

(HRZ) eine aktive Auseinandersetzung mit der Rassismusthematik und das entsprechende Prüfen 

gesamtstädtischer Massnahmen. 
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4 Fazit und Empfehlungen 

Wie bisher wird die Arbeitsgruppe Aktivitäten innerhalb der Stadtverwaltung auch zukünftig beobach-

ten und mit einzelnen Dienstabteilungen direkt das Gespräch suchen. Dabei sollen in Zusammenarbeit 

mit den jeweiligen Dienststellen Einschätzungen und Empfehlungen vorgenommen und bei Bedarf 

passende Massnahmen angeregt werden. Die Arbeitsgruppe wird dem Stadtrat und der Öffentlichkeit 

wie bisher periodisch berichten. Sie will weiterhin den Dialog mit Organisationen der Zivilgesellschaft 

pflegen. Der vorliegende Bericht bietet sowohl für die Arbeit innerhalb der Verwaltung wie im Dialog 

mit Organisationen der Zivilgesellschaft Gesprächsgrundlagen. Die Thematik der Mehrfachdiskrimi-

nierung wird weiterhin ein Anliegen bleiben, da diese nach Einschätzung der Arbeitsgruppe mehr be-

achtet werden muss. Internationale Beobachtungsgremien und Organisationen der Zivilgesellschaft 

weisen immer wieder auf die Bedeutung öffentlicher Debatten und deren Einfluss auf individuelle Dis-

kriminierung hin. Da für die Arbeitsgruppe die Tätigkeiten städtischer Institutionen im Vordergrund 

stehen, stellt sich die entsprechende Frage in Bezug auf Verwaltungshandeln.  

Übersicht über die Empfehlungen des Rassismusberichts 2017 

Empfehlungen an die gesamte Verwaltung 

a) Die Arbeitsgruppe empfiehlt städtischen Stellen, Rassismus und rassistische Diskriminierung re-

gelmässig auf allen Leitungsebenen zu thematisieren. 

b) Die Arbeitsgruppe empfiehlt städtischen Stellen insbesondere: 

 _ von einem Rassismusverständnis auszugehen, welches alltägliche diskriminierende Wirkungen 

und Diskriminierungserfahrungen ins Zentrum stellt und damit über strafrechtlich relevante Einzel-

handlung und Vorurteile hinausgeht, 

 _ die Etablierung einer Betriebs- und Führungskultur, die aktives Ansprechen von Rassismus er-

möglicht und zur Enttabuisierung von Rassismus beiträgt, 

 _ das aktive Ansprechen von Rassismus und rassistischer Ausgrenzung mit Bezug auf den be-

trieblichen Alltag, 

 _ aktive Aufmerksamkeit der Institution und ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gegenüber mög-

lichen Diskriminierungen, 

 _ die Etablierung entsprechenden Fachwissens durch das Heranziehen verwaltungsinterner und 

externer Fachorganisationen. 

c) Die Arbeitsgruppe empfiehlt städtischen Stellen, zu beachten, dass rassistische Diskriminierung 

oft in Kombination mit anderen Benachteiligungen vorkommt (Mehrfachdiskriminierung). 
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Empfehlungen ans Gesundheits- und Umweltdepartement (GUD) 

a) Die Arbeitsgruppe empfiehlt den betroffenen Dienstabteilungen im GUD, weiterhin auf die explizite 

Beachtung und Thematisierung von rassistischer Diskriminierung und transkultureller Kompeten-

zen im betrieblichen Alltag zu achten. Insbesondere auch dann, wenn eigene Mitarbeitende be-

troffen sind. Die erwähnten Beispiele «guter Praxis» sollten weitergeführt bzw. gestärkt werden. Die 

Sensibilität gegenüber rassistischer Ausgrenzung sowie transkulturelle Kompetenzen sollten ver-

mehrt gefördert und als Führungsaufgabe angesehen werden. 

b) Die Arbeitsgruppe empfiehlt dem GUD, sich weiterhin für eine nachhaltig verankerte Finanzierung 

des interkulturellen Dolmetschens in der Gesundheitsversorgung einzusetzen. Weiter ist für eine 

bessere Verbreitung des städtischen Leitfadens zum Umgang mit schriftlicher Übersetzung zu sor-

gen. 

c) Die Arbeitsgruppe empfiehlt dem GUD zu prüfen, wie ergänzend zu anderen Massnahmen mit 

spezifischen Deutschkurs-Angeboten künftige Führungspersonen weiterhin und vermehrt stärker 

gefördert werden können. 

d) Die Arbeitsgruppe empfiehlt dem GUD, den beruflichen Situationen von älteren Mitarbeitenden mit 

Migrationsgeschichte und mit geringen Qualifizierungen auch in Zukunft besondere Beachtung zu 

schenken – insbesondere im Hinblick auf die Auswirkungen der zunehmenden Verschriftlichung 

und Digitalisierung in der Arbeitswelt. 

 

Empfehlungen ans Finanzdepartement (FD) 

a) Gestützt auf den personalpolitischen Auftrag empfiehlt die Arbeitsgruppe Human Resources Zürich 

(HRZ) eine aktive Auseinandersetzung mit der Rassismusthematik und das entsprechende Prüfen 

gesamtstädtischer Massnahmen. 
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https://www.stadt-zuerich.ch/content/dam/stzh/prd/Deutsch/Stadtentwicklung/Publikationen_und_Broschueren/Integrationsfoerderung/themen_a-z/Diskriminierungsbekaempfung/Veranstaltungsreihe_Vollstaendige%20Dokumentation.pdf
https://www.stadt-zuerich.ch/content/dam/stzh/prd/Deutsch/Stadtentwicklung/Publikationen_und_Broschueren/Integrationsfoerderung/themen_a-z/Diskriminierungsbekaempfung/Veranstaltungsreihe_Vollstaendige%20Dokumentation.pdf
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Rotes Kreuz. 
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Implement Cultural Competent Health Care in Lausanne, Switzerland. In: Journal of Education and Training Studies. Vol. 4, No. 2; February 2016, S. 138ff. 
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Anhang 

Umsetzungscontrolling der Empfehlungen aus dem Bericht 2013 

Empfehlungen an alle städtischen Stellen und Institutionen 

 
Empfehlung Die Arbeitsgruppe empfiehlt allen städtischen Stellen und Institutionen, sich an einer Herangehens-

weise und Grundhaltung zu orientieren, wie sie beispielsweise im Bevölkerungsamt sichtbar ist. Dazu 

gehört neben der Kundenorientierung und der beständigen Auseinandersetzung mit gesellschaftli-

chen Realitäten insbesondere die Berücksichtigung von Sprachkenntnissen und interkulturellen As-

pekten in der Rekrutierung und Weiterbildung. Die AG empfiehlt, für deren verbindliche Verankerung 

in der Praxis zu sorgen und regt daher an, diesem Aspekt beim Controlling der integrationspolitischen 

Ziele 2012-2014 besondere Beachtung zu schenken. 

Empfehlung Die Arbeitsgruppe empfiehlt dem Bevölkerungsamt und anderen Verwaltungsstellen mit Bevölke-

rungskontakt, für Mitarbeitende einfach zugängliche Möglichkeiten zu schaffen, damit belastende und 

als negativ erlebte Erfahrungen im Berufsalltag intern frühzeitig thematisiert und mit einer professio-

nellen Haltung angegangen werden können. 

Empfehlung Die Arbeitsgruppe empfiehlt allen Verwaltungsstellen und städtischen Institutionen, ihre Arbeit regel-

mässig auf ausschliessende Wirkungen und Diskriminierungen hin zu überprüfen. Dazu gehört es 

insbesondere, vorgebrachten Diskriminierungsvorwürfen mit der geforderten Sensibilität und Verbind-

lichkeit nachzugehen. Städtischen Stellen wird ferner empfohlen, Möglichkeiten zu schaffen, damit 

mit kultureller und herkunftsbezogener Vielfalt in Zusammenhang gebrachte Problemstellungen the-

matisiert und lösungsorientiert angegangen werden können. 

Empfehlung Die Arbeitsgruppe regt alle städtischen Stellen an, ihre Kommunikation auf Aspekte der rassistischen 

Diskriminierung und der Diversität hin zu überprüfen. Ferner ist auf eine wertschätzende Darstellung 

der in Zürich vorhandenen Diversität zu achten. 

 

Kommentar der Arbeitsgruppe 

In der vergangenen Berichtsperiode wurden von der Integrationsförderung – teils in Zusammenarbeit mit städtischen 

Stellen und externen Partnerinnenorganisationen – verschiedene thematische Veranstaltungen zu Rassismus und ras-

sistischer Diskriminierung durchgeführt. Diese stiessen auf ein breites Interesse. Weiter wurden zwei Praxiszirkel «Um-

gang mit Vielfalt» lanciert. Mit diesen soll das bestehende organisationsübergreifende und interdisziplinäre Praxiswissen 

zu Vielfalt in der Stadt gestärkt werden. Die Stadtpolizei hat im Rahmen des Projekts «Polizeiarbeit in urbanen Span-

nungsfeldern» verschiedene Massnahmen zur Vermeidung diskriminierender Personenkontrollen geprüft. Gestützt auf 

die Erkenntnisse wurden z. B. in der neuen Dienstanweisung „Personenkontrollen“ einheitliche Kriterien und Standards 

für die Durchführung von Personenkontrollen definiert. Die Stadtpolizei will begründete, faire und wirkungsvolle Kon-

trollen. Der Kontrollgrund muss den kontrollierten Personen genannt werden, Ausnahmefälle gibt es nur aus polizei-

taktischen Gründen. Zudem werden Personenkontrollen künftig mit einer Web-Applikation statistisch erfasst. Weitere 

beschlossene Massnahmen betreffen die Ausbildung. Erarbeitet wurde zudem ein gesamtstädtisches Praxisinstrument 

zu diversitätssensibler Kommunikation, das Teil des städtischen Leitfadens zum Einsatz schriftlicher Übersetzungen 

ist. Die Arbeitsgruppe begrüsst diese Entwicklungen. Die verwaltungsinterne Umfrage zeigt allerdings, dass rassisti-

sche Diskriminierung dennoch vielerorts in der Verwaltung eine zu geringe Beachtung findet. Die allgemeinen Empfeh-

lungen aus dem Rassismusbericht 2013 haben entsprechend nach wie vor Gültigkeit. Weiterhin ist mit geeigneten 

Massnahmen für die nötige Aufmerksamkeit gegenüber der Thematik rassistischer Diskriminierung zu sorgen. In der 

Pflicht stehen hier vorwiegend die jeweiligen Stellen selbst. 
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Empfehlungen an das Präsidialdepartement (Zivilstandsamt) 
 

Empfehlung Die Arbeitsgruppe empfiehlt dem Zivilstandsamt, das durch die gesetzlichen Vorgaben gegebene 

Spannungsfeld zwischen Kontroll- und Dienstleistungsaufgaben zu beobachten und zu reflektieren. 

 

Kommentar der Arbeitsgruppe 

Rückmeldungen aus dem Bevölkerungsamt zeigen, dass den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Zivilstandsamts 

das Spannungsfeld zwischen Kontroll- und Dienstleistungsaufgaben bewusst ist. Dem Zivilstandsamt ist es ein Anlie-

gen, dass Ratsuchenden Verfahrensabläufe und gesetzliche Anforderungen verständlich sind. Entsprechend hat die 

Kommunikation mit Klientinnen und Klienten hohe Bedeutung. Die Mitarbeitenden des Zivilstandsamts sprechen meh-

rere Sprachen. Bei Bedarf werden sprachlich vermittelnde Personen beigezogen. 

Empfehlungen an die Schulen und Schulbehörden 
 

Empfehlung Das Wissen darum, dass rassistische Diskriminierung vorkommt, die Auseinandersetzung mit deren 

Erscheinungsformen und die klare Positionierung gegen Diskriminierung sind Voraussetzungen dafür, 

dass rassistisches Verhalten überhaupt erkannt und angegangen werden kann. Die AG empfiehlt den 

politisch Verantwortlichen, Schulbehörden und Lehrpersonen, den damit verbundenen Bildungsauf-

trag zu stärken und für eine beständige Auseinandersetzung und entsprechende Positionierung im 

Lebensraum Schule (Unterricht und Betreuung) zu sorgen. 

Empfehlung Trotz hoher Sensibilität gegenüber der Ausgrenzungsthematik bekunden Schulen bei der expliziten 

Benennung rassistischer Diskriminierung teils noch Mühe und Unbehagen. Die AG empfiehlt dem 

Schul- und Sportdepartement, Schulbehörden, Schulen und Lehrpersonen innerhalb der bestehen-

den schulischen Austauschgremien (etwa Schulleitungskonferenzen oder Fachgruppensitzungen) 

Auseinandersetzungen zum Umgang mit sozialen, kulturellen und sprachlichen Unterschieden aktiv 

zu fördern und dabei insbesondere explizit rassistische Diskriminierung zu thematisieren. 

Empfehlung In der Bekämpfung von Ausgrenzung und Diskriminierung kommt dem schulischen Integrationsauf-

trag eine wichtige Bedeutung zu. Dieser Aspekt des schulischen Auftrags droht in der gegenwärtigen 

primär auf Schulleistungen bezogenen Diskussion aus dem Blickfeld zu geraten. Die Arbeitsgruppe 

empfiehlt dem Stadtrat und den Schulbehörden, in der Öffentlichkeit vermehrt den schulischen Integ-

rationsauftrag ins Zentrum zu stellen und Massnahmen und Erfolge in der Integrationsarbeit sichtbar 

zu machen. 

Empfehlung Die Arbeitsgruppe empfiehlt, weiterhin mit geeigneten, auch strukturellen Massnahmen auf eine Ver-

besserung der Chancengleichheit hinzuwirken. Dabei könnten Ideen und Erfahrungen von «best prac-

tice» aus anderen Städten berücksichtigt werden. 

 

Kommentar der Arbeitsgruppe 

Die Präsidentinnen- und Präsidentenkonferenz der Stadt Zürich hat gegenüber der Arbeitsgruppe ausführlich über den 

Stand der Umsetzung Stellung genommen. So wurden in der Berichtsperiode 2013 bis 2017 für die Volksschulen der 

Stadt Zürich grundlegende Veränderungen in Gang gesetzt. Die zwei Grossprojekte «Tagesschule 2025» und «Stär-

kung der Integrationskraft der Schulen der Stadt Zürich» sind gegenwärtig in den Pilotphasen und würden wesentlich 

zum Integrationsauftrag der Volksschule beitragen. Berichtet wird ferner über die Aufbereitung von Arbeits- und Infor-

mationsmaterialen. Die geplante Fachveranstaltung wurde aufgrund der spärlich eingetroffenen Anmeldungen abge-

sagt. Die Schulkreispräsidentinnen und -präsidenten ziehen daraus den Schluss, dass die Auseinandersetzung mit 

Rassismus und rassistischer Diskriminierung vorwiegend in bestehenden Gefässen erfolgen muss. Positiv hervorge-

hoben wird zudem, dass die Integration von geflüchteten Kindern und Jugendlichen in die schulischen Strukturen gut 

gelungen ist. 

 

Die Arbeitsgruppe erachtet es als positiv, dass die Schulkreispräsidien neben der Berichterstattung eine aktuelle Situ-

ationseinschätzung vorgenommen haben und dazu Stellen und Elternvertretungen aus den Schulkreisen befragt wur-

den. Die Rückmeldungen aus den Schulkreisen deuten darauf hin, dass rassistische Ausgrenzungen häufig in Kombi-

nation mit sozioökonomischen Aspekten (Bildungshintergrund, soziale Sicht) auftreten (Mehrfachdiskriminierung). Be-

sondere Aufmerksamkeit gegenüber Mehrfachdiskriminierung besteht im Bereich der Heilpädagogik. Aufgrund der 

Berichte aus dem Schulalltag kommt die Schulkreispräsidiums-Konferenz zum Schluss, dass das Thema Rassismus 

weiterhin Beachtung erfahren soll. 
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Empfehlungen an das Finanzdepartement (Beschaffungsplattform) 
 

Empfehlung Die Arbeitsgruppe empfiehlt dem Stadtrat, weiterhin dafür zu sorgen, dass die Richtlinien bei den 

Beschaffungsverantwortlichen und Lieferfirmen bekannt sind und entsprechend angewendet werden. 

Besonderes Augenmerk ist daher auf griffige Durchsetzungs- und Kontrollinstrumente zu richten. 

Empfehlung Die Arbeitsgruppe erachtet es weiter als sinnvoll, im Bereich der Diskriminierungsbekämpfung aktive 

Organisationen, Institutionen sowie das Beratungsnetz für Rassismusopfer über die Antidiskriminie-

rungsrichtlinien im städtischen Beschaffungswesen zu orientieren. Sie schlägt konkret vor, ein ent-

sprechendes Informationsblatt zu erarbeiten. 

 

Kommentar der Arbeitsgruppe 

 

Die Arbeitsgruppe sieht gegenwärtig keinen Bedarf für ein Informationsblatt. 

Empfehlungen an das Hochbauamt (Reklamebewilligungen) 
 

Empfehlung Die Arbeitsgruppe erachtet eine sachliche Auseinandersetzung zu rassistischen Plakatinhalten als 

wichtig und empfiehlt, die Beurteilungskriterien und -argumente transparent zu machen, wie dies be-

reits bei sexistischer Werbung der Fall ist. 

 

Kommentar der Arbeitsgruppe 

Die Integrationsförderung hat gemeinsam mit der zuständigen Stelle Grundlagen, Vorgehen und Leitfragen bei der 

Prüfung von Plakatinhalten auf einen möglichen Verstoss gegen das in der Plakatverordnung formulierte Diskriminie-

rungsverbot ((VARöG, Art. 13, Abs. 2, lit. a) erarbeitet. Die Stelle konsultiert bei strittigen Plakatinhalten regelmässig die 

Geschäftsstelle der Arbeitsgruppe. 
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Umsetzungscontrolling Arbeitsthemen der Arbeitsgruppe 2013-2017 

 
Arbeitsziel Ein besonderes Anliegen wird der Arbeitsgruppe die Bekanntmachung der zentralen Erkenntnisse 

des vorliegenden Berichts sein und die Umsetzung der entsprechenden Empfehlungen innerhalb der 

Verwaltung. 

Arbeitsziel Im Juni 2012 wurde in der städtischen Personalverordnung die Förderung der Toleranz sowie der 

Chancengleichheit bei Anstellung und Personalentwicklung verankert. Die Arbeitsgruppe wird die 

Umsetzung dieser neuen Grundlage aktiv verfolgen und dazu das Gespräch mit Human Resources 

Zürich (HRZ) suchen. Eine entsprechende Berichterstattung soll im nächsten Bericht erfolgen. 

Arbeitsziel Des Weiteren will die Arbeitsgruppe der Frage nachgehen, wie die städtischen Bemühungen gegen 

rassistische Diskriminierung künftig verortet werden sollen. Sie wird dazu das Gespräch mit anderen 

Akteurinnen und Akteuren suchen, die sich innerhalb der Verwaltung gegen andere Diskriminierungs-

formen einsetzen. In diesem Zusammenhang will die Arbeitsgruppe insbesondere Fragen aufwerfen, 

die im Zusammenhang mit Mehrfachdiskriminierung stehen. 

Arbeitsziel Auf kantonaler Ebene ist vorgesehen, dass die Bekämpfung rassistischer Diskriminierung mit der Ein-

führung der Kantonalen Integrationsprogramme (KIP) ab 2014 eine stärkere Rolle spielt. Ob und in 

welcher Form das bisherige städtische Engagement mit Aktivitäten auf kantonaler Ebene abgestimmt 

und koordiniert werden kann, wird für die Arbeitsgruppe ebenfalls Thema sein. 

 

 

Kommentar der Arbeitsgruppe 

Die Arbeitsgruppe hat sich in der vergangenen Berichtsperiode an den 2013 formulierten Arbeitszielen orientiert. So 

wurde der Bericht innerhalb der Verwaltung und der schulischen Strukturen bekannt gemacht. Ergänzend wurden 

Gespräche mit einzelnen Verwaltungsstellen geführt. Die Integrationsförderung hat 2015-2017 mehrere verwaltungs-

interne und öffentliche Sensibilisierungs- und Weiterbildungsveranstaltungen zu Rassismus durchgeführt und dabei 

immer wieder auf Erkenntnisse und Empfehlungen des Berichts hingewiesen. Die AG nimmt zur Kenntnis, dass in der 

aktuellen HR Strategie unter dem Aspekt «Vielfalt» bedauerlicherweise keine Massnahmen gegen rassistische Diskri-

minierung formuliert wurden. Im Kontakt mit Verwaltungsstellen zeigt sich, dass entsprechendes Fachwissen und die 

Berücksichtigung von Mehrfachdiskriminierung oft noch gering sind. Gemeinsam mit der Fachstelle für Gleichstellung 

wurde deshalb eine Fachveranstaltung zu Mehrfachdiskriminierung durchgeführt. Die Arbeitsgruppe wird künftig dem 

Thema weiterhin Beachtung schenken. Wie Rückmeldungen aus dem Bereich Volksschule zeigen, ist Mehrfachdiskri-

minierung in der Realität durchaus relevant. Positiv zur Kenntnis nimmt die Arbeitsgruppe, dass der Kanton im Rahmen 

des KIP II ab 2017 den Diskriminierungsschutz stärken und dazu das Gespräch mit der Stadt suchen will.  
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Treffen mit Organisationen aus der Zivilgesellschaft – Zusammenfassung der Resultate 
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Verwaltungsinterne Umfrage – Zusammenfassung der Resultate 
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